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Deutſcher Reichstag. 


185. Plenarſitzung vom 2. März, 1 Uhr. 
(RNachdruck nur nach Uebereinkommen geſtattet.) 

Auf der Tagesordnung ſteht zunächſt der Antrag Auer auf 
Verſtaatlicung des Apothekenweſens. 

Abg. Bebel (Soz.): Mit der Verſtaatlichung des Apotheken⸗ 
weſens joll das Reich lein finanzielles Geſchäft machen, ſondern fie 
ſoll allein den Kranken zu Nutze kommen. Die Konzeſſionirung 
der Apotheken, wie ſie jetzt üblich iſt, bringt lediglich den Konzeſ⸗ 
ſionirten große Vortheile. Der Reichstag hat ſchon oft dahinge⸗ 
hende Petitionen dem Reichskanzler als Material und zur Berück⸗ 
ſichtigung überwieſen. Namentlich auch Abg. Virchow hat ſich ent⸗ 
ſchieden für die Verſtaatlichung des Apothekenweſens ausgeſprochen. 
Die Regierung hat ebenfalls ſchon öfter die Erklärung abgegeben, 
daß eine Regelung des Apothekenweſens im Sinne der Gewerbe⸗ 
freiheit zu wünſchen ſei. Trotzdem iſt alles beim Alten geblieben. 
am deutichen Reiche haben 4300 Apotheken das Privilegium, den 

kranken Arzneien zu bereiten. Es wird jeder Eingriff in dieſes 
Privilegium ſtrenge beſtraft. Nun haben ſich die Vortheile der 
Apotheker durch die Vermehrung der Bevölkerung, mit der die 
Neukonzeſſiontrung der Apotheken in keiner eiſe Schritt 
gehalten hat, und namentlich ſeit Erlaß des Krankenver⸗ 
ſicherungsgeſetzes in ganz ungeahntem Maße erhöht. Das 
kommt in der Preisſteigerung der Apotheken und dem Unfug, der 
mit dem Apothekenſchacher getrieben wird, zum Ausdruck. Als 
Preis für die Apotheken wird das 7 bis Sfache des Jahresumſatzes 
zu Grunde gelegt, man rechnet als Verdienſt der Apotheker — * 
ſchnittlich 200 Proz. a keinem Gewerbe wechſeln die Beſitzer jo 
häufig wie hier. Das Apothekergewerbe iſt daher heute auch allein 
ein Privilegium der reichen Leute und ein kapitaliſtiſches Gewerbe. 
Dabei beſchränken ſich die Apotheker nicht allein auf die Bereitung 
der von den Aerzten verſchriebenen Arzneien, ſondern vertreiben 
Geheimmittel, Medizinalweine u. ſ. w. Früher mag wegen der 
Koftſpieligkeit der Herſtellung der hohe Preis der Arznei berechtigt 
geweſen ſein. Jetzt aber find die Preiſe verhältnißmäßig viel zu 
boch, im Durchſchnitt drei oder vier Mal fo hoch, als in Droguen⸗ 
geichäften. Gerade in dem Augenblicke, wo die Familie durch 
Krankheit in Noth geräth, wird ſie in 3 Weiſe von den 
Apothekern ausgeplündert. Dazu kommt, daß in dem Apotheker⸗ 
ewerbe die Ausbeutung der Gehilfen und Lehrlinge eine ſo große 

ö Mir hat ein Gehil 


wie in teinem anderen Gewe 8 fe geſagt, 
daß er in 14 Tagen 200 Arbeitsſtunden zu leiſten hat, daß er 

Rezepte pro Tag machen mußte, während ſonſt die Höchſtleiſtung 
100 iſt. Was Wunder, daß jo vielfach falſche Rezepttrungen vor⸗ 
kommen, die Verſchlimmerung oder Tod der Kranken zur Folge 
baben! Eine Folge der Preishöhe der Rezepte iſt die, daß die 
Kaſſenärzte, um die Kaſſen nicht zu hoch zu belaſten, möglichit 
billige und ſchlechte Rezepte verſchreiben. Außerdem ſind Be⸗ 
ſtechungsverſuche der Kaſſenärzte durch Apotheker vorgekommen. 

Die Verſtaatlichung der Apotheken würde dem Reich nicht viel 
koſten. Denn ſelbſtverſtändlich würde das Reich nicht die Spe⸗ 
kulationspreiſe zahlen dürfen. Das Reich brauchte auch nur zu 
warten, bis die gegenwärtigen Beſitzer der Apotheken mit dem 
Tode abgehen, und würde dann ganz umſonſt die Apotheke über⸗ 
nehmen können. Die Verſtaatlichung würde nicht nur im Intereſſe 
der Kranken ſein, würde nicht nur den Geheimmittelſchwindel be⸗ 
feitioen, ſondern auch dem Perſonal der Apotheken großen Vortheil 


gen. 

Abg. Dr. Witte (dfr.): Das Material, das der Antragiteller 
wirklich zur Begründung ſeines Antrages beigebracht hat, iſt ein 
außerordentlich dürftiges. Seine ganzen Ausführungen bezogen 
ſich bis auf den Schluß gar nicht auf den Antrag ſelbſt. 1876 dat 
der Bundesrath zwei Entwürfe veröffentlicht, einen auf Grund der 
Perſonalkonzeſſion und einen auf Grund der Realkonzeſſſion. Der 
Apothelerverband hat ſich zu Gunſten des letzteren ausgeſprochen. 
Auch ich ſehe ein Verſchulden der Regierung darin, daß fie eine 
Regelung des Apothekenweſens nicht ſchon längſt in die Hand ge- 
nommen hat, und zwar in dem Sinne einer glei en Ver⸗ 
theilung der Apotheken auf das Reich und einer 
Apotbefertare Aber eine Verſtaatlichung der Apo⸗ 
thefen oder eine vollſtändige Gewerbefreiheit iſt nicht zu wün⸗ 
ſchen. Unſer Apothekerweſen ſſt im Ganzen und Großen gut 
geordnet. Die Apotheker find wiſſenſchaftliche gebildete, praktiſch 
tüchtige und unbedingt zuverläſſige Leute. In Ländern, in denen 
allerdings kein Staatsbetrieb, aber Gewerbefreiheit im Apotheker⸗ 
weſen, z. B. in England, herrſcht, möchte man gern unſere Zu⸗ 
ſtünde haben ftatt der dortigen, die wahrhaftig nicht im Intereſſe 
der Allgemeinheit, der Kranken ſind. 

Die Erfahrungen, die wir bisher mit der Verftaatlihung ge⸗ 
macht — find wahrhaftig nicht verlockend, auf dieſem Gebiete 
noch einen Schritt vorwärts zu thun. Das ſchöne Bild, das uns 
die Verſtaatſichung der Eiſenbahnen zeigte, hat ſich in kurzer Zeit 

eändert, und wir haben die unſicheren 1 Verhältniſſe in 

reußen. So kurz die Zeit iſt, ſo wenig Urſache haben wir, uns 
darüber zu freuen. Aber abgeſehen davon, würde ich einer Ver⸗ 
ſtaatlichung nur zuſtimmen, wenn eine unabweisbare Nothwendig⸗ 
keit vorläge. Das iſt keineswegs der Fall. Die Belaſtung der 
Krankenkaſſen kann man als Grund nicht anführen. Die Geſammt⸗ 
ſumme deſſen, was von den Krankenkaſſen wirklich für Arzneien 
bezahlt worden iſt, 1 nur 15 Prozent der Geſammtausgaben. 
Aber dabei iſt nicht zu überſehen, daß dieſe Gelder zum größeren 
Theile doch auch ausgegeben worden wären. Denn die Kranken 
würden doch von ihren Familien nicht ohne Arzneien gelaſſen 
werden. . ? 
Herr Bebel meint, die Verſtaatlichung würde die Arzneien ver⸗ 
billigen. Der Gewinn der Apotheker wird zunächſt weit übertrieben 
dargeſtellt. Nach der Enquete von 1888 beſtanden im Reiche 4228 
Apotheken. Von dieſen wurden 1266 ohne Gehilfen allein von den 
Beſitzern betrieben, 1471 mit einem Gehilfen, 910 mit 2 Gehilfen, 
320 mit 3, 183 mit 4 und 78 mit 5 oder mehr Gehilfen. Wäre 
der Vortheil der Apotheker ein ſo ungeheurer, ſo würden doch nickt 
fo viele die ganz außerordentliche Arbeitslaſt übernehmen und ohne 
Gehilfen ſein. Einem Beamten könnte man dieſe Arbeitslaſt un⸗ 
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möglich zumuthen, und für die 1266 Apotheker, die bisher ohne 
Gehilfen arbeiten, müßten bei der Verſtaatlichung mindeſtens je 2 
angeſtellt werden, und in ähnlicher Weiſe würde eine Perſonalver⸗ 
mehrung für die übrigen Apotheken nöthig ſein. Was würde das 
koſten, und überhaupt würden die geſammten Unkoſten einer ſolchen 
Verwaltung in einem Maße ſteigen, daß ich bezweifle, ob über 
haupt oder gar eine erhebliche Verbilligung der Arzneien eintreten 
wird. Uebrigens haben die Sozialdemokraten früher ſelbſt nicht auf 
dieſem Standpunkte, den ſie jetzt einnehmen, geſtanden. 

Herr Bebel meinte, bei der Verſtaatlichung würde das Reich 
entweder nichts oder jedenfalls nicht die Spekulationspreiſe zu 
zahlen haben. Von dem Tage, wo eine Enteignung des Privat⸗ 
eigenthums auf ſcheinbar geſetzlichem Wege vorgenommen wird, 
ſind wir hoffentlich noch ſehr weit entfernt. (Lachen bei den So⸗ 
zlaldemokraten.) Aber wenn es dahin kommen ſollte, dann müßten 
die Apotheken natürlicherweiſe den Beſitzern abgekauft werden. 
Ganz unzutreffend hat der Vorredner die Behandlung der Apotheker- 
gehilfen dargeſtellt. Bisher hat man die größte Leiſtungsfähigkeit 
eines Proviſors auf 70 Rezeptirungen den Tag angenommen. Herr 
Bebel rechnet fie auf 100 (Heiterkeit links), und die Arbeitsdauer 
der Gehilfen iſt auch in ganz übertriebener Weiſe angegeben. N 
hoffe, daß die Regierung der Regelung des Apothekenweſens, die 
ſo oft der Reichstag mit Recht verlangt hat, in die Hand nehmen 
wird; dem Antrag Auer aber bitte ich keine Folge zu leiſten. 
(Beifall links.) 2 . 

Staatsſekretär Dr. v. Bötticher: Die verbündeten Re⸗ 
gierungen haben ſich bereits 1877 mit dieſer Frage eingehend be⸗ 
ſchäftigt. Die beiden Entwürfe erregten lebhaften Widerſpruch. 
Inzwiſchen ſind die Erwägungen und Verhandlungen fortgeſetzt, 
und 1888 iſt die preußiſche Regierung aufgefordert, ihrerſeits Vor⸗ 
ſchläge zu machen. Auch a al der preußiſchen Regierung find 
Meinungsverſchiedenheiten noch nicht zum Austrag gebracht, ich 
hoffe aber, daß das in nicht zu langer Zeit wird geſchehen ſein, 
und daß dann der Reichstag damit wird befaßt werden. Dann 
wird es auch für den Reichstag Zeit ſein, zu dem Antrag Auer 
Stellung zu nehmen. Wenn er jetzt den Antrag Auer dem Bundes⸗ 
rath überweiſen würde, ſo würde die Löſung der Frage nur er⸗ 
ſchwert werden, obgleich ich zu wiſſen glaube, wie der Bundesrath 
dieſen Antrag würdigen wird. Ich halte die Verſtaatlichung 
der Apotheken, ja ſelbſt eine erweiterte Beaufſichtigung nicht für 
durchführbar; dazu müßten wir Organiſationen haben, die im 
Reiche einzuführen ich nicht rathen möchte. 98115 verſpreche Ihnen 
aber alles zu thun, um die Vorlage an den Reichstag möglichſt zu 


Abg. Menzer (konſ.): Die Preisſteigerung der Apotheken iſt 
ja zweifellos und damit das Vorwiegen der kapitaliſtiſchen Ele⸗ 
mente. Aber bei den hohen Gewinnen der Apotheken kommen doch 
noch eine Reihe von Momenten in Betracht, die den Gewinn ſehr 
ſchmälern. Der Apotheker muß vor allem alle neuen Medikamente 
anſchaffen, wovon ihm nachher viele auf dem Halſe bleiben. Den 
Apothekerſtand aber des Geheimmittelſchwindels zu bezichtigen, 
iſt abſolut unzuläſſig und nach keiner Richtung zu begründen. 
Ebenſo wenig iſt der Vorwurf der Ausbeutung der Lehrlinge an 
ſich berechtigt. In Hunderten von Apotheken beſorgt der Apotheker 
die ganze Arbeit ſelbſt ohne jede Hilfe. f 

Die einfache Enteignung, wie fie ſich Herr Bebel denkt, er- 
ſcheint mir kaum durchführbar, auch nicht, wenn man auf das 
Ableben der jetzigen l wartet. In den meiſten Fällen 
handelt es ſich auch gar nicht um Perſonalkonzeſſionen, ſondern 
um Realkonzeſſionen. Wir find abſolute Gegner der Apo⸗ 
thekenverſtaatlichungen. Die deutſchen Apotheker nehmen 
die hervorragendſte Ste lung unter allen Standesgenoſſen in der 
ganzen Welt ein, und wir können ſehr ſtolz auf ſie ſein und ihnen 
volles Vertrauen entgegenbringen. 

Abg. Wurm (S.⸗D.): Die Zuverläſſigkeit unſerer Apotheker 
iſt doch nicht gar jo zweifellos; ich erinnere nur an die Vorfälle 
von 1887, wo die Apotheker anſtandslos die fingirten Rezepte von 
Homöopathen, welche auf rothes Neſſelſieber, grindigen Glatzkopf 
U. ſ. w. in lateiniſchem Ausdruck lauteten, ausführten. Daß die 
Apotheker ſich dem Geheimmittelweſen nicht fernhalten, lehrt neben 

ahlreichen Prozeſſen ein Blick auf die Schaufenſter der Apotheken. 

ie von den Apothekern gerade den kleinen Leuten das Geld aus 
der Taſche asgogen wird, zeigt ſchon allein der Preis, der für 
ſogenannten Armenwein, ein Gemiſch aus Spiritus, Syrup und 
ag enommen wird, über 5 Mark, wofür man doch ſchon den 
eſten Wein haben könnte. Redner führt mehrere weitere Bei⸗ 
ſpiele dafür an, daß der Verdienſt des Apothekers unverhältniß⸗ 
mäßig hoch ſei, und bleibt auch dabei, daß die Apothelergebilfen 
über die Maßen ausgebeutet werden. Die Zahl der Lehrlinge 
habe in der letzten Zeit um 60 Prozent zugenommen, ein Beweis, 
daß die Arbeit immer mehr auf die Lehrlinge abgewälzt wird. 
Die Arbeitszeit der Gehilfen iſt durchſchnittlich täglich 15 Stunden, 
ſeine freie Zeit nur ein Nachmittag und ein Abend in der Woche. 
Da iſt es begreiflich, wenn ein Gehilfe ſich einmal in den Rezepten 
vergreift. Die Mißſtände ſind alſo unleugbar. 

Der Apothekenſchacher wird von der Pharmazeutiſchen Zeitung 
ſelbſt anerkannt. Die Urſache dafür liegt lediglich im Konzeſſions⸗ 
weſen und zwar in der Realkonzeſſion, ohne welche derartige Vor⸗ 
gänge nicht denkbar ſeien. Wir wollen nicht, daß Einzelne au 
Koſten der Geſammtheit jo ungeheuere Privilegien genießen. Be 
den hohen Verdienſten an den Medikamenten würde das Reich mit 
der Verſtaatlichung ſicher ein ſehr gutes Geſchäft machen. Die 
Realkonzeſſion wird ja kaum mehr vorgeſchlagen werden, obgleich 
in der Praxis in manchen Einzelſtaaten die Konzeſſion auf nichts 
weiter als eine Realkonzeſſion hinauskommt. Von der Perſonal⸗ 
konzeſſion iſt aber behauptet worden, daß ſie zum moraliſchen Ruine 
der Apotheken führt. 

Bei der jetzigen Lage der Apothekenverhältniſſe kommen die 
arbeitenden Klaſſen auf alle Fälle ſchlecht weg. Sie thäten am 
beſten, überhaupt keine Arzneien zu gebrauchen. Ihre ärztliche 
Behandlung iſt deshalb ſo ſchlecht, weil die Apotheker auf Koſten 
der Bezahlung der Aerzte ſo hohe Preiſe ſtellen. Die Aerzte 
ſtehen in einem Abhängigkeitsverhältniß von den Apothekern. Da⸗ 
bei hat die Wiſſenſchaft ausgeſprochen, daß die Apotheken niemals 
zur Geſundung des Volkes beitragen könnten. Wie groß der Vor⸗ 
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theil der Apotheker ift, beweiſt ein Fall, in dem, wie mir ein Arz 
mitgetheilt hat, eine arme Bergwerksarbeiterfrau auf Koſten der 
Knappſchaftskaſſe den Apotheker 1000 Proz., und im Wiederholungs⸗ 
falle 8000 Proz. für ein Rezept hatte verdienen laſſen (Hört! 
hört!) Die Apotheker fühlen ſich als Herren der Situation, ſie 
haben es einfach in der Hand, ob ſie Konkurrenz zulaſſen wollen 
oder nicht. Das ſoll ein Geſetz ſein? Ich nenne es Anarchle⸗ 
Namentlich auf dem Lande iſt dieſes Apothekerprivilegium 
e e Publikum und Aerzte haben in gleicher Weiſe darunter 
zu leiden. 

Es iſt unſere Pflicht, das Apothekenprivilegium zu beſeitigen, 
da wir durch die Krankenverſicherung den Arbeitern die Benutzung 
der Apotheken aufzwingen. Der Freiſinn tritt doch ſonſt für die 
Gewerbefreiheit ein, warum widerſetzt er ſich hier? ir wollen 
aber keine Gewerbefreiheit, ſondern Verſtaatlichung. Wenn ein 
Apothekenbeſitzer ſtirbt, braucht die Perſonalkonzeſſion nicht erneuert 
zu werden Aber ſchon auf Grund der beſtehenden Geſetze kann 
das Reich ſchon heute neben den konzeſſionirten Apotheken auf 
eigene Rechnung neue errichten. 

Abg. Dr. Witte (df.): Die ganzen Ausführungen, die wir 


ch heute gehört haben, find ja nicht für uns berechnet, ſondern ſollen 


über unſere Köpfe hinausgehen; daher die ungeheuren Uebertrei⸗ 
bungen und daher ſo wenig wirkliche Gründe für den Antrag. 
Aus einzelnen nicht einmal nachgewieſenen Beiſpielen wird gegen 
die Allgemeinheit der Apotheker Kapital geſchlagen. Der Apothe⸗ 
kerverband giebt ſich alle Mühe, aus ſeinem Berufe alle 0 Pie 
und untauglichen Elemente zu entfernen, an dem Berufe der Apo⸗ 
theker haftet kein Makel. Die Verhältniſſe der Arzneitaxe haben 
ſich ebenfalls in den letzten 20 Jahren außerordentlich geändert 
zum Vortheil der ärmeren Klaſſen. Ich wiederhole, daß nach mei⸗ 
ner Ueberzeugung die Kranken von der Verſtaatlichung keinen Vor⸗ 
theil haben würden. Wir wollen hier ebenſowenig wie auf den 
anderen Gebieten die Errungenſchaft einer tauſendjährigen Kultar 
preisgeben für Phantaſiegebilde und ſchöne Gemälde, die Sie uns 
vormalen (Lachen bei den Sozialdemokraten). Auch hier haben Sie 
uns nicht nachweiſen können, wie die Zuſtände in Ihrem Staate 
beſſer werden könnten. Sowie es darauf ankommt, praktiſche Vor⸗ 
ſchläge zu machen, ſitzen Sie da und können gar nichts ſagen. Leh⸗ 
nen Sie alſo den Antrag Auer ab. (Beifall links). 

Die Debatte wird geſchloſſen. RN 


In ſeinem Schlußwort führt N N 
Ab die Verſtaatlichung des 1 
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Bebel (Soz.) aus, daß 
ebenſo . eine ſozialiſtiſche Maßregel ſein w 
wie eine Beſeitigung der Liebesgaben für die Branntweinbrenner 
und der Zuckerprämien. So gut, wie die Verſtaatlichung der 
Bergwerke und Eiſenbahnen, vertrage ſich auch die Verſtaatlichung 
der Apotheken mit der beſtehenden Staats⸗ und Geſellſchaftsord⸗ 
Ordnung. Die Gründe für den Antrag ſeien nur für den nicht 
ſtichhaltig, der von vornherein dem Antrage nicht zuſtimmen wolle. 

Vor der Abſtimmung über den Antrag . eifelt Abg. 
Werner (Antiſ.) die Beſchlußfähigkeit des Hauſes. Da 
das Bureau nicht einig iſt, findet Namensaufruf ſtatt, der die An⸗ 
weſenheit von nur 167 Mitgliedern ergiebt. Das Haus iſt alſo 
nicht beſchlußfähig. 

Zur Geſchäftsordnung bemerkt (Abg. Prinz Carolath⸗Schön⸗ 
aich wild): Es iſt ein haltloſer Zuſtand, daß irgend ein Mitglied 
des Hauſes im Stande iſt, die Thätigkeit des Hauſes durch An⸗ 
zweifelung der Beſchlußfähigkeit lahm zu legen. Ich bitte den 
Herrn Präſidenten, mit dem Seniorenkonvent Rückſprache zu nehmen, 
wie derartige Vorkommniſſe in Zukunft auszuſchließen ſind, etwa 
dadurch, daß ein derartiger Antrag der Unterſtützung einer anſehn⸗ 
lichen Anzahl von Mitgliedern bedarf. Es iſt eine la ce 
feit gegen den Präſidenten und gegen uns, die wir unſere Pfl. 
thun, eine Beſtrafung der Anweſenden, nicht der Abweſenden, und 
macht einen unwürdigen Eindruck nach außen. Ich fordere die 
Vertreter der Preſſe auf, jeden Abgeordneten, der ſeine vornehmſte 
Pflicht, bier zu erſcheinen, nicht erfüllt, nahmhaft zu machen. 

Präſinent v. Levetzow erwidert, daß er ſich bereits vor⸗ 
genommen habe, das zu thun, was gerathen, und möglich ſei. 

ächſte Sitzung: Donnerſtag 1 Uhr (Geſetz betreffend 
den Belagerungszuſtand Elſaß⸗ Lothringens, 
Telegraphengeſetz, Wahlprüfungen). 
Schluß 4½ Uhr. 


Preußiſcher Landtag. 


Abgeordnetenhaus. 
24. Sitzung vom 2. März, 12 Uhr. 
(Nachdruck nur nach Uebereinkommen geſtattet.) 


Auf der Tagesordnung ſteht zunächſt die zweite Berathung des 
Polizeikoſtengeſetzes. 

Nach § 1 ſoll der Staat in den Städten mit königlicher Po⸗ 
lizeiverwaltung die Ausgaben für das geſammte Poltzeiweſen ein⸗ 
ſchließlich des Nachtwachtweſens übernehmen. Die Städte ſollen 
aber zu den Koſten in der Weiſe herangezogen werden, daß auf 
den Kopf der Zivilbevölkerung jährlich Berlin 2,50 Mark, Kaſſel 
0,44 Mark, Gemeinden mit mehr als 75 000 Einwohnern 1,50. & 
Gemeinden mit 25—75000 Einwohnern 1,10. Mark und die übri⸗ 
gen 0,70 Mark beitragen. Der Staat ſoll befugt fein, aus dieſen 
Beiträgen eine Vermehrung der Landgendarmerke in den Vororten 
der zu den Polizeikoſten zugezogenen Städte vorzunehmen. 

Dazu liegen bezüglich anderweitiger Normirung 
der Beitragsſätze mehrere Anträge vor. 

Ein Antrag v. Itzenplitz will, abgeſehen von Berlin und 
Kaſſel, folgende Beiträge: 1,30 Mark, 1 Mark, 0,60 Mark. 

Ein Antrag Dr. Krauſe Bartmer (nl) will die Beiträge 


g. 
thekenweſens 


in folgender Weije normiren: Der Beitrag für Berlin ſoll 2,20 


pro Kopf der Bevölkerung betragen, der Beitrag für Gemeinden 
mit mehr als 100 000 Einwohnern 1,20 M. für Gemeinden mit 
40000100 000 Einwohnern 0,90 M., für Gemeinden mit 10 000 
bis 4 000 Einwohnern 0,70 M., für die übrigen 0,60 M — Im 
Fall der Ablehnung dieſer Anträge ſollen die Beiträge, abgeſeden 
von Berlin, in derſelben Reihenfolge folgendermaßen bemeſſen 
werden: 1.50 M., 1,10 M., 0,70 M. 


Zn 
5 * 


Rahmen des Geſetzes herausfällt. 


* Pr 


Ferner will ein Antag Neuch einen Zuſatz zu $ 1, nach 
dem denjenigen Nachtwachtbeamten, welche aus Anlaß 
dieſes Gesetzes nach mindeſtens dreijähriger Dienſtzeit ohne Penſion 
eder Wartegeld aus dem Gemeindedienſt entlaſſen werden, auf die 
Dauer von drei Jahren eine monatliche Entſchädigung gewährt 
werden ſoll. 

Abg. Tſchocke (nl): Durch prinzipielle Annahme des Geſetz⸗ 
enlwurfs thun Sie einen Schritt, der für eine Anzahl von Ges 
meinden verhängnißvoll iſt, in einem Augenblick wo die ſchwierige 
Lage der Kommunen von der Regierung anerkannt iſt, und wo die 
Gemeinden aden werden, den Prozentſatz der Gemeindeein 
kommenſteuer berabzuſetze. Man nimmt mit der einen Hand, 
während man mit der anderen Hand giebt. Beſonders ſchwer wird 
das neue Geſetz die Städte des Oſtens treffen, in denen an und 
für ſich nicht ſo viele reiche Leute ſind wie in den Städten des 
Weſtens, und aus denen die reichen Leute in großer Zahl aus⸗ 

Wenn Sie die hohen Beiträge annehmen, ſo erſchweren 

ie es den Städten, große Auſwendungen für gemeinnützige 

Zwecke, für Schulen und Krankenhäuſer zu machen. Daher bitte 
ſch, dem Antrag Krauſe zuzuſtimmen. 

Abg. v. Kölichen (kon): Meine politiſchen Freunde werden 
für die Regierungsvorlage ſtimmen, weil fie überzeugt find, da 
die darin aufgeſtellte Skala die gerechteſte iſt, die überhaupt möglich 
It. Es iſt durchaus gerecht, daß die Städte mit königlicher Bolizet- 
Verwaltung zu beſonderen größeren Ben herangezogen werden, 
weil fie ein Privilegium vor anderen Städten haben. Die Inter: 
eſſen des Staates und der Stadt find jo mit einander verquickt, 
daß eine beſondere Uebertragung gewiſſer Zweige der Polizei⸗ 
Verwaltung an die Kommunen nicht nöthig iſt. Der Beitrag, 
welchen die Stadt Berlin aufbringen ſoll, iſt durchaus nicht zu 
boch angeſichts der überaus günftigen Lage, in welcher ſich die 
Hauptſtadt befindet. Die Stadt Berlin iſt in vieler Beziehung 
bevorzugt durch ihre Eigenſchaft als Reſidenzſtadt, durch ihre 

chſchulen, Muſeen, Pferdebahnen. Auch für die anderen Städte 
ten wir die Sätze für richtig. Wir ſtimmen auch gegen den 
ntrag Kelch, obgleich er uns ſympathiſch iſt, weil er aus dem 


Abg. Dr. Langerhaus (dfr.): Ich kann nicht zugeben, daß 
die Belaſtung der Städte, wie ſie durch das Geſetz erfolgen ſoll, 
eine gerechte iſt, namentlich iſt das nicht bezüglich Berlins der 

l. Es iſt nicht begreiflich, warum der Satz 1,50 M. zur Grund⸗ 
lage genommen worden iſt und für Berlin eine Erhöhung erfolgt 
iſt mit Rückſicht auf die Koſten des Nachtwachtweſens. Zunächſt 
it für Berlin der Werth des Gebäudes des Poltzeipräſidſums zu 

ering veranſchlagt worden. Das königliche Polizeipräſidium hat 
Non jetzt die ganze Sicherheitspolizei in Händen Tag und Nacht. 
Die größere Sicherheit kann doch nicht größere Aufwendungen für 
das Nachtwachtweſen bedingen. Denn ſchon jetzt muß die Polizei⸗ 
Verwaltung, wenn die Sicherheit in Frage ſteht, die betreffenden 
Maßregeln vornehmen. Wir haben jetzt 513 Nachtwächter. Nun aber 
will man 20 neue Offiziers⸗, 51 Wachtmeiſterſtellen und 900 Schutz⸗ 
leute einſtellen. Die Vermehrung um beinahe das Doppelte läßt darauf 
ſchließen, daß nicht die e der Sicherheit maßgebend ſind, 
ſondern daß man eben nux die Zahl der Schutzleute überhaupt 
vermehren will. Die Sicherheit wird dadurch nicht vermehrt. 
Unſere Nachtwüchter patrouilliren die ganze Nacht unaufhörlich, 
und ſie ſind deswegen von beſonderem Werth, weil ſie jeden Be⸗ 
wohner ihres Bezirks kennen. Da die Nachtwächter von vielen 
Häuſern die Schlüſſel beſitzen, ſo wird die Abſchaffung derſelben 
auch eine Belaſtung der Hausbeſitzer zur Folge haben, da dieſelben 
nunmehr gezwungen ſein werden, ſich Poxtiers zu halten. Das 
Nachtwachtweſen wird nun von dem Feuerlöſchdienſt getrennt, ohne 


daß das Feuerlöſchweſen geregelt wird in dieſem Geſetze. Die 


träge um 1 


alieder des Parlaments 


munaliſirung der Vororte. 


Stodt bezahlt die Feuerwehr, während der Staat die ganze Ver⸗ 
waltung in der Hand hat. Ich bedaure, daß eine ſolche Regelung 
nicht erſolgt iſt. Der Staat wendet für Berlin allerdings mehr 
auf, aber Berlin leiſtet auch mehr. Berliner Kriminalſchutzleute 
werden für das gonze Land gebraucht. Die Anſprüche an Berlin 
als Reſidenz⸗ und Hauptſtadt find auch entſprechend hohe. Und 
nun ſoll Berlin 22 Proz. feiner Einkommenſteuer allein für die 
Polizeiverwaltung aufwenden. Viel mehr muß auch den Gemein⸗ 
den In der W der Wohlfahrtspolizei See 
werden, beſonders der Stadt Berlin, die in Wohlfahrtseinrichtun⸗ 
gen allen anderen Städten mit autem Beiipiel vorangegangen iſt. 
Sodann iſt es auch bedenklich, daß die Beitragszahlen für eine un⸗ 
begrenzte Zeit feſtgelegt ſind. Berlin wird ſich innerhalb der 
nächſten 10 Jahre noch ſehr ändern. Man denke an die Inkom⸗ 
Dadurch werden der Stadt große 
Laſten auferlegt werden. Allein die Kanaliſirung würde dann 
einen Aufwand von 100 Millionen verlangen. Man hätte alſo 
wenigſtens einen beſtimmten Zeitraum feſtſetzen dürfen. 


Abg. v. Itzenplitz (konſ.) befürwortet feinen Antrag mit der 
Begründung, daß die Städte des Oſtens große Laſten nicht tragen 
önnen. Er hoffe, durch feinen Antrag gegen das konſervative 
Prinzip nicht zu verſtoßen. 

Abg. Eberty (df): Wir in Berlin ſind gar nicht ſo reich, wie 
man uns ausſchreit. Man legt einen ſo großen Maßſtab an uns 
an, weil wir anſtändig ſind und für unſere Armenpflege, Straßen 
u. dgl. viel ausgeben. Wenn unſere Finanzen jo gut ſind, jo liegt 
das daran, weil wir es verſtehen, mit kleinen Beträgen zu rechnen 
und zu ſparen. Die Laſt, die uns hier auferlegt wird, bedeutet 
eine Mehraufwendung um 11 Prozent der Einkommenſteuer und 
eine Aufwendung von 22 Prozent der Einkommenſteuer. Von 
ſtaatsmänniſchem Standpunkt aus kann ich ſagen, es wäre beſſer, 
wenn wir das Geſetz nicht bekämen. Nun ſagt man, das neue 
Volksſchulgeſetz wird die Stadt entlaſten. Aber das Volksſchul⸗ 
geieß wird jo tief eingreifen in die Selbſtbeſtimmung der Gemein⸗ 
den, wird die individuelle Ausgeſtaltung des Volksſchulweſens 


ſeitens der Stadt vollkommen lahm legen, und gegenüber dieſen T 
Nachtheilen fällt die finanzielle Entlaſtung gar nicht ins Fuß 


ewicht. 

Berlin iſt die beſtbeneidete Stadt und zwar ohne Grund. Durch 
das neue Geſetz wird eine gewaltſame Störung in die Finanzge⸗ 
bahrung hineingetragen, die jeder Finanzminiſter entſchteden von 
ſich abweiſen würde. Man denke, welche große Ausgaben der 
Stadt fortwährend durch das Anwachſen der minderwohlhabenden 
Bevölkerung erwachſen. Welcher Grund war vorhanden, die Bei⸗ 
Mk. zu erhöhen? Durch Uebernahme des Nachtwacht⸗ 
weſens kann doch nicht dieſe bedeutende Erhöhung erwachſen. Wir 
baben keine eigenen Anträge geſtellt, weil es ausſichtslos wäre, und 
werden für den Antrag Krauſe ſtimmen. Es muß aber in der 
dritten Leſung die Fixirung der Beiträge auf einen gewiſſen Zeit⸗ 
raum erfolgen, damit nicht die Ausgaben Berlins für die Poltzei⸗ 
koſten mit der Zeit ins Ungemeſſene ſteigen. f 

Abg. v. Eynern (ul): Es haben nur die Städte Köln und 
Danzig gegen dieſes Geſetz petitionirt, und das beweiſt, daß alle 
anderen Sündte von der Gerechtigkeit der Skala üer tert find. 
Die Städte mit königlicher Poltzeiverwaltung find fo viel beſſer 
geſtellt als die übrigen Gemeinden, daß die geforderten Beiträge 

immer ein bedeutendes Privilegium für ſie bedeuten. Die 
Berliner Abgeordneten thun ſo, als ob Berlin die ein ige bedeu⸗ 
tende Stadt wäre. Auch andere Städte haben dieſelben Bedürfnifie 
wie Berlin und müſſen dieſen Bedürfniſſen aus eigener Taſche ge⸗ 
nügen. Berlin Sat viele . vor anderen Städten, es bezieht 
allein aus ver lex Huene 4 Millionen. Der große Verkehr bringt 
dir Stadt viel, Geld ein, insbeſondere der Verkehr durch die Mit⸗ 
(Heiterteit.) Andere Städte wie Paris 


der Sätze der 


B ſteuert und in das Firmenregiſter nicht einetranen iſt. 


thun für ſanitäre Zwecke mehr als Berlin, und eine Reihe von 
deutſchen Städten giebt viel mehr aus für wiſſenſchaftliche Zwecke 
als Berlin. Die Stadt Berlin hat eine ſo günſtige Finanzlage wie 
keine andere Stadt der Monarchie. Es iſt eine kleine Prahlerei, 
wenn immer von den großen Anſtandspflichten Berlins geſprochen 
wird. Wir werden ja bei der Frage des Dombaues ſehen, wie 
weit Berlin in dieſer Beziehung ſolche Anſtandspflichten anerkennt 
Berlin ſollte gegen dieſes Geſetz keine große Oppoſition machen. 
Mit Rückſicht auf die Stadt Linden, die ſich in beſonders ſchwerer 
Lage befindet, werde ich für den Eventualantrag Krauſe ſtimmen. 

Abg. Dr. Kelch (frk.) befürwortet feinen Antrag, welcher nur 
die Konſequenzen aus der Uebernahme des Nachtwachtweſens auf 
den Staat ziehe. Man habe von den Nachtwächtern eine zu 
ſchlimme Vorſtellung. Es ſei eine Forderung der Gerechtigkeit, 
daß man den Nachtwächtern, die keine Penſionsberechtigung 
haben, eine Entſchädigung gewähre. Denn es werde den Leu⸗ 
find nicht leicht werden, ſo ſchnell eine andere Beſchäftigung zu 

nden. 

Miniſter Herrfurth: Ich bitte alle Anträge abzulehnen, da 
keiner eine Verbeſſerung der Regierungsvorlage bedeutet. Aller⸗ 
dings gebe ich zu, daß ein ſtrikter Nachweis über die Richtigkeit 
egierungsvorlage nicht erbracht iſt, aber ebenſo⸗ 
wenig iſt ein Nachweis darüber geführt worden, daß die Sätze un⸗ 
richtig ſind. Es iſt unrichtig, es ſo darzuſtellen, als ob eine neue 
Steuer eingeführt werden ſoll Zur Ermittelung der Beltrags⸗ 
ſätze hat die N zunächſt die Koſten in Städten mit kom⸗ 
munaler Poltzeiverwaltung eruirt und dann für die entſprechend 
großen Städte mit königlicher Polizeiverwaltung einen um 40 bis 
50 Pf. niedrigeren Satz pro Kopf der Bevölkerung angenommen. 
Das war die äußerſte Grenze, bis zu der man gehen konnte. Aus 
den Ueberſchüſſen nach den Beiträgen der Regierungsvorlage wür⸗ 
den etwa 600 Landgendarmen angeſtellt werden können, nach dem 
Prinzipalantrag Krauſe nur 150 und nach ſeinem Eventual⸗ 
antrag 400. 

„Wollen Sie allerdings eine Ermäßigung eintreten laſſen, fo 
müſſen Sie dieſelbe auch für Berlin annehmen. Doch halte ich 
eine Ermäßigung überhaupt nicht für geboten. Die Organiſation 
des Berliner Nachtwachtweſens verlangt eine Verbeſſerung. Die 
Stadt iſt auch ſchon zu einer Aenderung der Organiſation aufge⸗ 
fordert worden, und wenn das Geſetz nicht zu Stande kommt, ſo 
wird nöthigenfalls im Wege der Zwangsetatiſirung eine Ver⸗ 
mehrung der Nachtwächter herbeigeführt werden. Daß der Staat 
das Nachtwachtweſen theuerer beſorgt, liegt darin, daß er Schutz⸗ 
leute verwendet, die ein höheres Gehalt beziehen. Der Eventual- 
antrag Krauſe würde von großer finanzieller Bedeutung nicht ſein. 
Der Antrag Kelch erſcheint bedenklich, weil ſich die Aufwendungen 
noch nicht überſetzen laſſen. Ich erkläre mich aber bereit, dafür zu 
ſorgen, daß die Nachtwächter, die dazu irgendwie geeignet find, 
in einen Zweig des Staatsdienſſes übernommen werden. Das neue 
Einkommenſteuergeſetz wird für Berlin ſo erhebliche Ueberſchüſſe 
liefern, daß die Stadt, trotz der Erhöhung der Ausgaben im Stande 
ſein wird, ihren Prozentſatz für die Gemeinde Einkommenſteuer 
herabzuſetzen. Noch viel günſtiger wird ſich das Verhältniß ſtellen 
nach Durchführung der Kommunalſteuerrefoxm. 

Abg. Greiß (Ztr.) beantragt, die Beiträge für Berlin und 
Kaſſel nach der Regierungsvorlage zu laſſen, dagegen den Beitrag 
für die Städte über 75000 Einwohner auf 1,20 Mk., für Städte 
mit 25 000 75 000 Einwohnern auf 0,90 Mk., und für alle anderen 
Städte auf 0,60 Mk. zu ermäßigen. Redner erklärt, daß dies die 
Sätze ſeien, die in dem Entwurfe von 1889 feſtgeſtellt waren, und 
er halte dieſe Sätze noch heute für richtig. 

Abg. Dr. Krauſe (nl.): Es iſt durchaus kein Privileg, ſondern 
eine Einſchränkung der Gemeinderechte, wenn eine Stadt eine 
königliche Poltzeiverwaltung erhält. Rechnen Sie doch nicht immer 
den einzelnen Städten und Landestheilen nach, wo mehr oder 
weniger von Staatswegen gethan wird. Das führt zu einer Atomi⸗ 
ſirung des Staates (ſehr richtig! links). Die Polizei für das platte 
Land wird zum größten Theil von den ſtaatlich beſoldeten Gens⸗ 
darmen und Diſtriktskommiſſaxten beſorgt. Hat ſich denn aber 
irgend eine Stadt darüber beklagt, daß die Allgemeinheit dieſe 
Koſten trägt? (Sehr richtig! links.) Wo man die Rechnung auch 
anfängt, man kommt immer zu einer Ungleichheit. Zur Gerechtig⸗ 
leit kommt man am wenigſten durch ein ſolches mechaniſches Geſetz. 
Die Koſten, welche den verſchiedenen Städten, durch das neue Ge⸗ 
ſetz erwachſen, und die oft um 150 Prozent ſteigen, zeigen, daß 
man durchaus nicht gerecht iſt. Eine Uebernahme des Nachtwacht⸗ 
weſens auf den Staat würde ſich doch nur rechtfertigen, wenn der 
Staat die Sache billiger oder wenigſtens ebenſo billig beſorgen 
kann. Statt deſſen macht er die Sache viel theurer. Bei dieſer 
Gelegenheit möchte ich noch bemerken, daß Königsberg nicht, wie 
in der Denkſchrift angegeben, die Uebernahme der Wohlfahrtspolizei 
abgelehnt hat. Es hat wohl die Uebernahme der unbedeutenden 
Markt: und Fiſchereipollzei abgelehnt, iſt aber gern bereit, die 
wichtigen Zweige der Baus, Gewerbe- und Geſundheitspolizei zu 
übernehmen. 

In meinem Antrage bin ich auf die Sätze von 1889 zurück⸗ 
gegangen und habe nur die Koſten für das Nachtwachtweſen zu⸗ 
geſchlagen. Die Sätze ſind damals mit großer Majorität an⸗ 
genommen worden, und es iſt ſeitdem nichts eingetreten, was eine 
Aenderung rechtfertigte. 1 A : 

bg. Dr. Würmeling (Ztr.) tritt für die Kommiſſionsvorlage 
ein, deren Sätze durchaus eat ſeien. 

Abg. Dr. Meyer (Berlin dfr.). Es hat mich mit Genugthuung 
erfüllt, daß die konſervative Partei in ihren Aeußerungen ſich 
nicht von Haß gegen Berlin geleitet zeigte. Bei Herrn v. Eynern 
kann ein gewiſſer Grad von Vexſtimmung gegen Berlin nicht 
geleugnet werden. Er hat heute ſeinen größten Triumph in ſeiner 
parlamentariſchen Praxis gefeiert, und es wird auch der größte 

riumph bleiben für ſpäterhin; in einer Stunde wird er uns den 
Fuß auf den Nacken ſetzen. (Heiterkeit). Aber ich bin der 
Meinung jenes Komikers, der da jogte: wenn man jemanden 
todtſchlägt, hat man nicht nöthig, ihm hinterher Grobheiten 
zu jagen. (Heiterkeit.) Wenn Berlin beſonders gegen dieſes 
Geſetz ſich ſtemmt, jo liegt es daran, daß es härter getroffen 
wird als irgend eine andere Stadt. Aber nicht Berlin, auch 
andere Städte haben ſich noch nicht ſtrecken wollen. Sie verſuchen 
ihre Intereſſen wahrzunehen. Den Vorwurf der Naivetät laſſen 
ſich die Berliner am leichteſten gefallen. Unter den Vorwürfen, 
die man gegen ſie erhebt, iſt es wohl derjenige, der am ſeltenſten 

egen fie erhoben wird. (Heiterkeit) Herr v. Eynern hat in der 
Seite eines Kaufmannes gerechnet, der in der eee 
an 
nennt ſolche Leute Krämer. (Heiterkeit.) Er hat ſich bei ſeiner 
Rechnung eines Fehlers ſchuldig gemacht, der ihm ſchon in der 
Kommiſſion nachgewieſen worden iſt; aber er läßt ſich nicht be⸗ 
lehren. Die Ausführungen über die beſonderen Bevorzugungen 
der Stadt Berlin ſtrotzen vor Irrthümern. Die Kliniken, die hier 
beſtehen, ſind doch nicht für Berlin errichtet worden, ſondern für 
die Univerſität, und alle Univerſitätsſtädte haben dieſelben Ein⸗ 
richtungen. Der Berliner hat im allgemeinen keine Neigung, ſich 
einen Vortheil dadurch zu verſchaffen, daß er ſich in eine Klinik 
begiebt. Er zieht es vor, ein geſunder Junge zu bleiben. (Heiter⸗ 
keit.) Die Muſeen hat der Staat nicht im Intereſſe der Berliner 
Bevölkerung angelegt, ſondern weitgehend hat er dafür geſorgt, 
daß Fremde, die hierher kommen, und namentlich Fremde von 
ſolcher Extraktion, wie Herr v. Eynern, wenn ſie einmal in einer 
ſo unangenehmen Stadt verweilen müſſen, etwas Angenehmes 


ſehen. (Heiterkeit.) Es war alſo weiſe Vorſorge für Sie, Herr 


v. Eynern. (Heiterkeit) Es iſt Sitte, daß der Staat zu den Ver⸗ 
waltungskoſten aller ſeiner Hauptſtädte immer erhebliche Zuſchüſſe 
leiſtet. So beziehen Paris, Wien und die anderen Hauptſtädte 
Zuſchüſſe aus den allgemeinen Mitteln. 

Das Geſetz iſt ein eigenthümliches. Sonſt werden Geſetze zu 
dem Zwecke erlaſſen, daß allgemeine Normen aufgeſtellt werden, 
welche Rechte und Pflichten für Jedermann ſtatuiren. Davon iſt 
bier keine Rede. Dieſes Geſetz legt gewiſſen juriſtiſchen Perſön⸗ 
lichkeiten einſeitige Verpflichtungen auf. Eine Mearorität beſchließt, 
daß eine Minorität bezahlen muß. Dieſe Majorität iſt zugleich 
Partei und Richter Darin liegt etwas, was das Rechtsbewußtſein 
verletzt. Der Miniſter hat geſagt, er könne nicht den Beweis füh⸗ 
ren, daß die Zahlen in dem Geſetze richtig ſind. Nach dem gegen⸗ 
wärtig geltenden Brauch muß doch die Partei, die eine Behaup⸗ 
tung aufſtellt, ſie beweiſen. Der Miniſter wird doch nicht von dem 
römiſchen Rechte zu dem urgermaniſchen Verfahren zurückkehren 
wollen, wonach durch Ordalien und Zweikampf eine Partei den 
Nachweis führen muß, daß ſie nicht im Unrecht iſt. Ich weiß nicht, 
warum der Miniſter nicht den Weg betreten hat, mit den Städten 
zu verhandeln und neue Verträge zu ſchließen. Es wäre dann zu 
einem Verhältniß gekommen, das ſich vielleicht konſtrulren und 
überſehen läßt. Es iſt immer ein mißliches Verhältniß bei der 
Vertheilung einer Gewalt zwiſchen Polizei und Stadt. Man 
kommt dann zu jenem Ausſpruch, den einmal ein Vater zu ſeinem 
Sohne gethan hat: Ach, Auguſt, wie viel glücklicher könnten wir 
mit einander leben, wenn ich nicht Deine Mutter geheirathet hätte. 
GSeiterkeit.) Zu welchen Reibungen eine ſolche Theilung der Ge⸗ 
walt führen muß, beweiſt jene Feuerordnung bezüglich der Neu⸗ 
bauten, welche zu vielen Schädigungen der Stadt und Privaten 
geführt hat, bis es ſich ſpäter herausſtellte, daß der Brandmeiſter, 
der dieſe Verordnung erließ, geiſteskrank war. 

Als ein privatrechtliches Verhältniß läßt ſich dieſe Zahlung 
nicht konſtruiren, auch nicht als ein öffentlich rechtliches, als eine 
Steuer. Denn bei dieſer muß der Grundſatz der Gleichheit ange⸗ 
wandt werden. Sie trägt vielmehr den Charakter einer Kontribu⸗ 
tion, und Herr v. Eynern iſt der ſiegreiche Feldherr, der fie auf⸗ 
erlegt. (Heiterkeit.) Man ſagt, Berlin kann zahlen, weil es ſeinen 
Einkommenſteuerprozentſatz herabzuſetzen im Stande iſt. Das iſt 
aber doch etwas Formales, denn die aufgebrachte Summe wird 
doch nicht niedriger. Zu einer viel größeren Herabſetzung werden 
die Städte des Weſtens kommen, die unſer Mitleid zu erregen 
geſucht haben durch die Schilderung der 400 Proz. Gemeindeſteuer, 
die ſie zahlen müſſen. Nun droht Berlin noch die Inkommunali⸗ 
ſirung der Vororte, die auch große Koſten verurſachen wird. Dieſe 
ganze Art, Geſetze zu machen, entſpricht nicht den allgemeinen 
Grundſätzen der Gerechtigkeit und nicht dem oberſten Grundſatze: 
suum cuique. (Beifall links.) 

Miniſter Herrfurth: Die Beiträge der Städte ſind öffentlich⸗ 
rechtlicher Natur, die auf dem Geſetze von 1850 beruhen. Eine 
Aenderung kann alſo nur auf geſetzlichem Wege erfolgen. Auf dem 
Wege des Vertrages würden wir nichts erreichen. Denn die Städte 
würden ſich weigern, einen Vertrag einzugehen, der überhaupt eine 
Erhöhung der Beiträge in ſich'ſchließt. Die Sätze find nicht höher 
normirt, als der Gerechtigkeit entſpricht. 

Darauf ſchließt die Diskuſſion. . 

$ 1 wird unter Ablehnung ſämmtlicher Anträge in der Form 
der Kommmiſſionsvorſchläge angenommen gegen die Frei⸗ 
ſinnigen und einen Theil der Nationalliberalen, ebenſo 88 2, 3, 4, 5. 

u 8 6 e aun einzelner Zweige der Bolizeiverwaltung 
an d eu A dg 5 TER 
g. erty (df.) da etwaiger Uebertragung d e 
fahrtspolizei an die Stadtgemeinde Verlin dle Aufficht 5 15 
Polizeipräſidenten ſondern dem Oberpräſidenten übergeben werde. 
Redner begründet den Antrag mit dem Uebelſtande, der dadurch 
entſtehe, daß eine Kommune zwei Aufſichtsinſtanzen habe. 
„Miniſter Herrfurth hält den Antrag formell für unzuläſſig, 
weil das Geſetz nu; die Polizeikoſten vegele. 

Abg. Eberty: Unter dieſen Umſtänden würde die Uebertragung 
„ an die Städte auch nicht in dieſes Geſetz 
gehören. 

Der Antrag wird gegen die Stimmen der Freiſinnigen ab ge⸗ 
lehnt, und 8 6 nach dem Kommiſſionsvorſchlage angenommen, 
ebenſo der Reſt des Geſetzes. 

Die zu dem Geſetze vorliegenden Petitionen werden durch die 
Beſchlußfaſſung für erledigt erklärt. 

Darauf vertagt ſich das Haus auf Sonnabend 1 Uhr. 
(Dritte Berathung des Polizeikoſtengeſetzes, kleinere Vorlagen.) 

Schluß 4 Uhr. 


Deutſchland. 


— Berlin, 2. März. Der Reichstag war am 
Montag bei einer wichtigen Abſtimmung über das Telegraphen⸗ 
Geſetz beſchlußunfähig. Am Dienſtag, bei demſelben Anlaß, 
ergab die Auszählung wieder die Beſchlußunfähigkeit. Heute 
bezweifelte der Abg. Werner, von Beruf Antiſemit, die Be⸗ 
ſchlußfähigkeit des Hauſes, und abermals ftellte ſich heraus, 
daß kein beſchlußfähiger Reichstag beiſammen war. Ueber 
dieſen ſkandalöſen Zuſtand braucht man wohl nicht zu 
ſprechen; er erklärt und verurtheilt ſich ſelbſt. Beinahe wirkt 
es geſchmacklos, mit der ſteten Wiederholung der Forderung 
von Diäten zu kommen, aber es giebt kein anderes Mittel. — 
Der Reichstag wird am Freitag in die Berathung des Aus⸗ 
wärtigen Amts eintreten. — — Wie nach Ertheilung der 
neuen Berechtigungen ſchon mehrfach die Errichtung von Ober⸗ 
Realſchulen und die Umwandlung beſtehender Realgymnaſien 
in Ober⸗Realſchulen beſchloſſen worden iſt, jo wächſt auch die 
Neigung zur Errichtung lateinloſer Bürgerſchulen, von 
denen zur Oberrealſchule übergegangen werden kann. Daß 
Beſchlüſſe in dieſer Richtung ſo raſch erfolgen, iſt der beſte 
Beweis für die Richtigkeit des Vorgehens der Behörde. Man 
hätte gern ſchon früher lateinloſe Bürger⸗, Real- und Ober- 
Realſchulen gegründet, wenn man beſtimmt gewußt hätte, daß 
dieſen Schulen ſich die Gunſt der Regierungen zuwenden 
würde. Für die Realſchulen mit Latein, die als Vorbildung 
für beſtimmte Berufe doch auch ihre Berechtigung haben, wird 
der Kampf an manchen Orten ſchwer werden. Es iſt uns 
nun einmal nicht beſchieden geweſen, daß Realſchulen mit und 
ohne Latein den Kampf um ihre Berechtigung und um ihr 
gleiches Recht mit den Gymnaſien gemeinſam führen konnten, 
ſie ſind zu gegenſeitiger Befehdung genöthigt worden, ganz 
wie bei uns auf politiſchem Gebiet die Stellung der Regie⸗ 
rung und die Vertheilung der Macht häufig genug einander 
nahe ſtehende Parteien in eine feindliche Stellung gegen ein⸗ 
ander gebracht haben. Auf dem Gebiete der Schule iſt dies 
freilich nicht durch mächtige ökonomiſche Intereſſen bedingt 
und hätte vermieden werden können. Aber wir werden froh 
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fein, wenn wenigſtens auf der jetzt betretenen Bahn ohne 
Wanken fortgeſchritten wird. Wir bedürfen gleichberechtigter 
lateinloſer Schulen, vollklaſſiger wie vorbereitender. 

. — Zu der im Morgenblatt von uns erwähnten, aber gleich- 
a: als unwahrſcheinlich bezeichneten Nachricht der „Berl. 
Börſ. Ztg.“, wonach der Kaiſer beim Empfange eines Hallenſer 
Profeſſors (Bramann) ſich in höchſt anerfennender Weiſe über 

Inhalt der Eingabe der Hallenſer Profeſſoren gegen das 

Volksſchulgeſetz ausgeſprochen und verſichert haben ſollte, daß 
fie feine Sympathien in jo hohem Grade beſitzen, daß er ge- 
neigt wäre, ſie insgeſammt auszuzeichnen, bemerkt jetzt der 
„Reichsanzeiger“, daß dieſe Mittheilung ſowohl, was die an⸗ 
170 Thatſachen, als was die ihnen unterſtellte Voraus⸗ 
etzung angehe, jeder Begründung entbehre. — Unſeres Wiſſens, 
ſchreibt die „Lib. Korr.“, bezog ſich die in Rede ſtehende 
Aeußerung des Kaiſers lediglich auf den Muth, den die Ur⸗ 
heber der Profeſſoren⸗Petition an den Tag gelegt hätten, kei⸗ 
neswegs aber auf den Inhalt der Petition ſelbſt, mit dem der 
Kaiſer ſich ſelbſtverſtändlich nicht identifiziren konnte. 

Eſſen (Ruhr), 2. m Die hieſige Strafkammer hat die Be⸗ 
lußfaſſung über die Eröffnung des Hauptverfahrens gegen die 
die Angelegenheit der Stempelfälſchungen verwickelten 

Beamten des Bochnmer Vereins Roſendahl und Genoſſen 
dis nach Abichluß der Vorunterſuchung gegen den Geh. Kom⸗ 


merzienrath Baare und die Ingenieure Bering und Gremme 
ausgeſetzt. 


Rußland und Polen. 


Petersburg, 29. Febr. Die Ernennung Wittes zum 
Berwejer des Verkehrsminiſteriums bedeutet einen glänzenden Sieg 
Vyſchnegradskis, der wiederum feinen Wahlſpruch wahrgemacht: 

Ues was ich will, ſetze ich durch! Nunmehr dürfte das Verkehrs⸗ 
miniſterium ganz im Sinne Wyſchnegradskis zugeſtutzt und von 
dieſem abhängig werden. Witte, der beiläufig bemerkt, ein Ver⸗ 
wandter Wyſchnegradskis iſt, war bisher Direktor des Eiſenbahn⸗ 
departements im Finanzminiſterium, das bekanntlich als erſte große 
Errungenſchaft Wyſchnegradskis im Kampfe mit Hübbenet errichtet 
wurde. Früher war er, und zwar als Nachfolger Wyſchnegradskis, 
Direktor der Südweſtbahnen. Er wurde wegen ſeiner Fähigkeiten 
im Eiſenbahn⸗ und Finanzweſen vom Finanzminiſter in ſein Mini⸗ 
ſterium gezogen und wurde ſehr bald deſſen rechte Hand. Er gilt 
als Mann von ſeltener Arbeitskraft und großem Ehrgeiz und iſt 
auch ungemein gewandt mit der Feder. Er hat nicht nur ein her⸗ 
vorragendes Buch über Eiſenbahnweſen geſchrieben, ſondern er 
wurde auch wiederholt als der Verfaſſer von offiziöſen Geſetzes⸗ 
artikeln über e ee bezeichnet. Seine Ernennung 
wird, wie man der „Köln. Zig.“ ſchreibt, hier ziemlich getheilte 
Aufnahme finden, denn Wyſchnegradskis Widerſa 
ſeinen, und bis in die letzten Tage hinein wollten gut unterrichtete 
Perſonen noch wiſſen, der Nachfolger Hübbenets ſolle ein Mann 
werden, durch den die Macht des Finanzminiſters nicht noch mehr 
geſtärkt werde. 

Petersburg, 1. März. Der wegen Ermordung der Schau⸗ 
ſpielerin Wisnowska zur Zwangsarbeit verurtheilte ehemalige 
Ferbe⸗ Ouſaren-Kornet Bartenlew iſt zur Degradirung zum 
Gemeinen begnadigt worden. Derſelbe hat als Gemeiner fünf 
Jahre im Kaulaſus zu dienen, worauf ſeine Rehabilitirun 5 
erfolgen kann. 

a 


Frankreich. 
Paris, 1. März. Nach den leidenſchaftlichen Erörterungen 
welche die Einſetzung des neuen Miniftertiums in den 
letzten Tagen veranlaßt ei beginnt die Preſſe, den Regierungs⸗ 
wechſel etwas ruhiger anzuſehen. Die Aufnahme, die das Loubet⸗ 
ſche Kabinet findet, iſt darum keine merklich freundlichere gewor⸗ 
den („ſie gleicht“, ſagt der „Rappel“, „ſehr derjenigen, die einem 
Pudel im Kegelſpiel zu Theil zu werden pflegt“), aber man ge⸗ 
wöhnt ſich an den Gedanken, dieſes Miniſterium wenigſtens einige 
Wochen oder Monate regieren zu ſehen. „Wir treten“, meint die 
Ferryſche „Eſtafette“, „in eine Periode, die ihre Schwierigkeiten 
oder Gefahren haben wird; wir werden die Gemeinderaths⸗ und 
Generalrathswahlen haben: die Aufrührer in der Arbeiterpartei 
bereiten ihre Kundgebung am 1. Mal vor. Die Republikaner ſind 
es ſich ſelber ſchuldig ſich nicht unter einander zu zerfleiſchen und 
nicht ibre Kräfte zu ſchwächen, während die klerikale Partei ſich mit 
einem neuen Programm verjüngt und ſtärkt und die Revolutionäre 
offen die geielinektide Ordnung zu zerſtören ſuchen.“ Der „Fi⸗ 
garo“ giebt andererſeits der monarchiſtiſchen Rechten den Rath, nicht 
etwa auf eine neue Kriſe hinzuarbeiten. „W 


dem Sturze des Ministeriums Freyeinet? Nichts. Was hätte fie bei 


em Siurze des Loubetſchen Kabinets zu gewinnen? Nichts. Auf fie ſack 


im Gegentheil wird man losſchlagen, um für den Augenblick die 
äußerſte Linke günſtiger zu ſtimmen.“ — Einige Blätter ſprechen 
davon, daß der Präfident Carnot in dem Gefühle, ſich bloßgeſtellt 
zu haben, eine perſönliche Botſchaft an das Parlament richten 
wolle, um ſein Verhalten zu erklären eine Nachricht, die jedoch 
begrelflicher Weſſe wenig Glauben findet. a 

d Man hat es indeſſen auch ſchon erlebt, daß ein anfangs auf 
dachteftiaſte angefeindetes Kabinet länger gelebt hat, als man 
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Militäriſches. 


Berlin, 1. Mürz. Der Generalmajor Schüler, Chef der 
rng den Abtheilung im Waffen⸗Departement des ren te⸗ 
geſtellt. iſt in Genehmigung ſeines Abſchiedsgeſuchs er Dispoſition 
er länger Flelbe war erſt ſeit 1890 Abtheilungschef; vorher ſtand 

nts unt abre zur Dispoſition des Allgemeinen Kriegsdeparte⸗ 
418 Mit liednmdirte als Inſpizient des Artilleriemateriald, ſowie 
— at nil en General-⸗Artilleriekomitees und der Artillerie⸗Prü⸗ 
fungskom n. Mit der Wahrnehmung der Geſchäfte eines Ab⸗ 
sminſſterium iſt an ſeiner Stelle beauftragt 
isher Direktor der Artilleriewerkſtatt 
erum in dem Hauptmann Liebig, bisher 
erfabrik in Spandau, einen Nachfolger er⸗ 


Stuttgart, 1. März. Der 
Lieutenant v. Woeldern, kommandirender General des 

königlich ts urttembergiſches e iſt am 
24. vorigen Monats zum General der Infanterie befördert 
worden. Derſelbe wax Generallſeutenant ſeit 4. Auguſt 1888 und 
batte als ſolcher dieſelbe Anclennität, wie der preußiſche Kriegsmi⸗ 
giſter v. Kaltenborn Stachau und der Gouverveur von 
Metz v. Fiſche r. Der älteſte Generallieutenant der preußiſchen 
Armee, Sallbach, General⸗Inſpekteur der Fußartillerie, iſt ſeit 
— — —— — 


württembergiſche General- 


7. Juli 1888 in dieſer Charge. 


Telegraphiſche Nachrichten. 


esden, 2. März. Die zweite Kammer beſchloß heute mit 
iM = 10- Stimmen die Ungiltigteit der Wahl Liebknechts. 


Chriſtiania, 1. März. Das Storthing hat nach zwei⸗ 


er find auch die h 


as gewinnt die Rechte bei| 


va 2 


tägiger Debatte heute Abend mit 64 
folgende von der Linken beantragte 
genommen: 

Indem das Storthing erklärt, daß die Frage der Errichtung 
eines eigenen norwegiſchen Konſulatsweſens eine ausſchließlich nor⸗ 
wegiſche Angelegenbeit iſt, welche nur von den geſetzgebenden 
Körperſchaften Norwegens zu erörtern und zu erledigen iſt, daß 
aber die Regelung der gegenwärtig beſtehenden Verhältniſſe event. 
dem zuſammengeſetzten Staatsrath obliegt, geht das Storthing zur 


Tagesordnung über. 

ckholm, 2. März. Die erſte Kammer beſchloß mit 
118 gegen 7 Stimmen, den Zoll für ungemahlenen Roggen 
und Weizen vom Tage des Inkrafttretens der Vorlage über 
Herabſetzung der Zölle an bis zum 1. Juli 1893 auf 150 
Oere und von da ab bis zum Schluſſe des Jahres 1893 auf 
250 Oere per 100 Kilo feſtzuſetzen. Die zweite Kammer 
beſchloß mit 131 gegen 64 Stimmen einen Zoll von 
125 Oere bis Ende 1893 für dieſe Getreidearten. Den Zoll⸗ 
ſatz für gemahlenes Getreide, Mehl, Graupen hat die fr 
Kammer bis zum 1. Juli 1893 auf 250 Oere und von da 
ab auf 430 Oere feſtgeſetzt, während die zweite Kammer für 
dieſe Artikel bis Ende 1893 einen Zollſatz von 280 Oere 
beſchloß. 

Reval, 2. März. Infolge der Kälte iſt der hieſige 
Hafen mit Eis bedeckt und die Schifffahrt behindert; Baltiſch⸗ 
port iſt eisfrei. 

Rom, 2. März. Der Senat genehmigte in ſeiner beutigen 


Sitzung den Geſetzentwurf betreffend den Schutz der Arbeiter 
gegen Unfälle in Ausübung ihres Berufs. 


London, 2. März. Die Steigerung der Kohlenpreiſe 
dauert fort; an der Londoner Kohlenbörſe fand heute eine 
weitere Preiserhöhung von 4 Schillingen per Tonne ſtatt. 

London, 2. März. Die letzten fünfzehn Poſtſäcke von der 
„Eider“ ſind geſtern gerettet worden. EN 

then, 1. März. In letzter Stunde find in der Ver- 
theilung der Portefeuilles inſofern Aenderungen eingetreten, 
als Conſtantopulos neben dem Präſidium und den Finanzen 
das Innere, Philaretos hingegen Juſtiz und Aeußeres über⸗ 
nommen hat. 

Belgrad, 2. März. Einem noch unbeſtätigten Gerücht 
zufolge hätte das Miniſterium ſeine Entlaſſung gegeben. Die 
Bildung eines neuen Kabinets ſei Sava Gruie und Wuic an⸗ 
getragen worden. 

Waſphington, 1. März. Die Schuld der Vereinigten Staaten 
at im Monat Februar um 1703403 Dollar abgenommen, im 
Staatsſchatze befanden ſich ult. Februar 790 547 518 Dollar. 

Newyork, 2. er Dem „Newyork Herald“ wird aus Val⸗ 
paraiſo gemeldet, der Miniſter des Auswärtigen, Pereira, und der 
Miniſter für Krieg und Marine, Blanco Viel, hätten ihre Demiſ⸗ 
ſion gegeben. Andere Mitglieder des Kabinets würden dem Ver⸗ 
nehmen nach ebenfalls um ihre Entlaſſung einkommen. Die Kriſis 
ſei auf Meinungsverſchiedenheiten bezüglich der zur Regelung der 
wſühre vom Finanzminiſter vorgeſchlagenen Maßregeln zurück⸗ 
zuführen. . 


gegen 48 Stimmen 
agesordnung an⸗ 


Paris, 2. März. Die heute vor der Kammer abzu⸗ 
gebende Erklärung der Regierung betont, die bisherigen Geſetze 
ſeien ausreichend zur Sicherſtellung der Rechte des Staates 
gegenüber der Kirche. 
Diplomatie, welche Frankreich Allianzen gewann, ſeien die 
beſten Mittel, um Frankreich den Frieden zu ſichern, welcher 
dem gegenwärtigen Kabinet ebenſo theuer ſei, wie dem 
früheren. 

Athen, 3. März. Wie verlautet, beſchloß der Miniſter⸗ 
rath, ein neues, namhafte Erſparniſſe aufweiſendes Budget 
unter Mitwirkung des Königs auszuarbeiten und die Kammer 
bei Ablehnung deſſelben aufzulöſen. 


G @ 
Angekommene Fremde. 
Bojen, 3 März. 

Hotel de Rome. — F. Westpha) & Co. Die Kaufleute 
Michael u. Vombach a. Offenbach, Lamy a. Hanau, Klein, Bett⸗ 
ack u. Harner a. Berlin, Cohn a. Reichenbach, Dauer a. Melle, 
Dietz a. Frankfurt a. M., Bartenwerffer a. Altona, Nolte a. Ham⸗ 
burg, Funke a. Aachen, Gottſchalk u. Friedmann a. Breslau, 
Dreßler a. Eltville, Mahnkopf a. Stettin, Schliecker a. Dülmen, 
Meichßner a. Seipaig, Wiſſenbach a. Wetzlar, Frankenſtein a. Berlin, 
Katterfeld a. Greiz, Petzold a. Plauen, Hirſchberger a. Luxembur 
u. Hammer a. Dresden, Rittergutsbeſitzer v. Voß a. Macew un 

Referendar Jäger a. Frankfurt a. O. 
Mylius Hotel de Dresde (Fritz Bremer). Rittergutsbeſitzer 
annover, Baumeiſter 


osmack a. Weſtpreußen, Maler Dirkſen a. 9 
Hübner a. Hildesheim, 1. Meidinger a. Radeberg, Inge⸗ 
nieur Rathſchlag a. 125 en Agent Berten a. Hamburg, 
Brauereibeſitzer Dalliſchal a. Kaiſerslautern, Privatier Raeder a. 
Löbau, die Kaufleute Bruch a. Hickeswagen, Lindau a. Halle, Baſch 
a. Wien, Gräbiſch u. Lehmann a. Berlin, Schiff a. Aachen, Hol⸗ 
tein a. Danzig u. Fromm a. Elberfeld. 

Graetz's Hotel „Deutsches Haus“ vormals Langner’s Hotel. 
Die Kaufleute Opitz a. Breslau, Grabs u. Keitz a. Berlin, Buch⸗ 
alter Roel a. Arnoldowo, Landwirth Brodowski a. Merfinte, 

entier Paſchek mit Tochter a. Koſchmin, Fabrikbeſitzer Heydemann 

a. Kulm u. Ingenieur Schumann a Rügenwalde. 

Hotel Bellevue. H. Goldbach. Rittergutsbeſitzer Buckatzſch 
a. Olexin, e e Gerſtenberg a. Posen, die Kaufleute 
Wippermüller a. Breslau, Baer a. Frankfurt a. M., Swoboda a. 
Glogau, Scheller a. Chemnitz, Schmidt a. Berlin, Mogk a. Danzig, 
Leſſer a. Oderberg, Schmidt u. Roſenthal a. Stargard. 
or Jahns Hotel „Kommiſſtonär Litkiewicz aus 
Thorn, die Kaufleute Leſſer, Behrendt u. Margoliner a. Berlin, 
Mager u. Gerber a. Breslau. } 


Handel und Verkehr. 
Breslau, 2. März. 
Roggen p. 1000 Kilo — Ge —— „ abgelaufene 
Kündigungsſcheine —, p. März 220,00 Br. p. April⸗Mai 219,00 Br. 
Hafer (p. 1000 Kilo) p. März 148,00 Br. Rü b ö (p. 100 Kilo) 
. März 58,00 Br. Spiritus (p. 100 Liter 3 100. Br) ohn: 
Rab: excl. 50 und 70 Me. Verbrauchsabgabe gekündig 
Liter, p. März ct 20 Ob. März (Jer 43,70 Ob, April⸗Mal 
44,70 Gd. Juli⸗Auguſt 46,70 Gd. Auguſt⸗September 46,70 Gd. 
Zink. Ohne Umſatz. ſenkommiſtten. 
* Newyork, 1. März. Die Haltung der Fondsbörſe war 
anfangs ruhig und wurde im weiteren Verlaufe unregelmäßig. 


Die Entwickelung der Armee und die f 


. 1 Börſen⸗ Bericht). M 


Schluß im Allgemeinen ſchwach. Der Umſatz der Aktien betrug 
000 Stück. 


319 Der Silbervorrath wird auf 3 700 000 Unzen 
geſchätzt. Die Silberverkäufe betrugen 10 000 Unzen. 


Meteorologiſche Beobachtungen zu Poſen 
im März 1892. 


Dat u m. Barometer auf 0 | el. 
Gr. reduz inmm Win d. Wetter. l. Cel 
Stund eſſeg m Seehöhe. Er 
2. Nachm. 2 759,3 O ſtark e 
2. Abends 9 760.7 O ſtark | bedeckt | 
3. Morgs.7 762,1 OND ſtark bedeckt , 
Am 2. März Wärme⸗Maxtmum — 3.6 Cell. 
Am 2 WMärme⸗Minimum — 75° = 
Waſſerſtand der Warthe. 
Poſen, am 2. 


ärz Morgens 2,64 Meter. 
2. = Mittags 2,64 . 


. 


Morgens 2,58 * 


Produhten- und Vörſenberichte. 
ri 


Breslau, 2. Mir, Sen fe“ 
au, 2. März. Ziem eit. 
Neue Zproz. Reichsaaleihe 84,60, 3’/,proz. L.⸗Pfandbr. 96,90, 
Konſol. Türken 18,80, Türk. Looſe 77,00, 4proz. ung. Goldrente 
92,65, Bresl. Diskontobank 92,70, Breslauer Wechslerbank 94 25, 
Kreditaktien 170,10, Schleſ. Bankverein 109,00, Donnersmarckhütte 
75,00, Flöther Maſchinenbau ——, Kattowitzer Aktlen⸗Geſellſchalt 
für Bergbau u. Hüttenbetrieb 120,75, Oberſchleſ. Eiſenbahn 50,65, 
Oberſchleſ. Portland⸗Zement 95 00, Schleſ. Cement 130,00, O 


ppeln. 


ement 100 25, Schleſ. Dampf. C. —.—, Kramfta 118,00, Schlei. 

inkaktien 191,75, Laurahütte 99,25, Verein. Oelfabr. 88 25 

eiterreich. Banknoten 17285, Aufl. Banknoten 203,30, Gieſel 
Cement 103,00. 


Brauffurt a. M., 2. März. (Schlukkurie)., Seit. 

Lond. Wechſel 20,412, 4proz. Reichsanleihe 106,75, österr. Silber⸗ 
rente 81,20, 4½ proz. Papierrente 81,40, do. 4proz. Goldrente 95,50, 
1860er Looſe 123,90, 4proz. ungar. Goldrente 92,60, Italiener 88,93, 
1880er Ruſſen 92,69 3. Orientanl. 64,00, unifiz. vpter 95,80, 
konv. Türken 18,80, 4vroz. türk. Anl. 82,90, Zproz. port. Anl. 28,40, 
öproz. ſerb. Rente 80,00, 5proz. amort Rumänier 96,89, öproz. 
konſol Mexik. 79,30, Böhm. Weſtb. 299%,, Böhm. Nordbahn 157, 
Franzoſen 249, Gallzier 182 ¼, Gotthardbahn 13490, Lombarden 
76, Lübeck⸗Büchen 146,00, Nordweſtbahn 180 ¾, Kreditaftien 264, 
Darmſtädter 123,70, Mitteld. Kredit 96,50, Reichsb. 146,90 Diät» 
Kommandit 180,50, Dresdner Bank 133,8), Pariſer Wechſel 80,975, 
Wiener Wechſel 172,27, ſerbiſche Tabaksrente 80,10, Bochum. Guß⸗ 
2 106,30, Dortmund. Union 52,80, 5 Bergwerk 138,70, 
Hibernia 123,50, 4proz. Spanier 60,70, Mainzer 112.40. 

ar! Schluß der Börſe: Kreditaktien 264,00, Dist.⸗Kommandit 
180,70, Bochumer Gußſtahl —.—, Harpener —.—, Lombarden —. 
ien, 2. 1 Auf Platzkäufe und Berliner Kurſe recht 

fl Kreditaktien, Bahnen und Türkenlooſe lebhafter, ſonſtiges 


Oeſterr 44,% Papierr. 94,80, do. 5proz. 102,55, do. Stilderx. 
94,25, do. Goldrente 111.50, proz. ung. Goldrente 107,80, proz. 
di. Papierr. 102,00, Länderbank 205,00. öſterr. Kreditakt. 308,50, 
ungar. Kreditaktien 345 25 Wien. Bk.⸗V. 112,25, Elbethalbahn 229 00 
Galizier 212,00, . 246,75, 


Lombarden 86,00, 
Nordweſtbahn 210,00, Tabaksaktien 163,75. Napoleons 9,39, Mark⸗ 
noten 57,95, Ruſſ. B 


Banknoten 1,17 ½, Silbercoupons 100,00, Bul⸗ 
gariſche Anleihe —.—. E 

Paris, 2 März. Nach feiter Eröffnung meine Verſtim⸗ 
mung infelge Spanier⸗Baiſſe und Italiener⸗Rückgang, in beiden 
roße ſpekulative Abgaben, Türkenwerthe ziemlich behauptet, Banken 
au, Banque de Paris nach 1850 85 Rückgang leicht erholt. Die 
Liquidationsthätigkeit zeigt graßen Stückebedarf. 5 

3 proz. amortiſirte Rente 97,32'/,, 3 proz. Rente 96,32 ¼, 4½% proz. 
Anl. 105,10, Italien. 5¼ Rente 88,22 ½ öſterr. Goldr. ——. 4% 
ungar. Goldr. 92,18, 3. Orient⸗Anl. 65,12, 4proz. Ruſſen 188 
93,45, Egypter 482.50, konv. Türlen 19,20, Türkenlooſe 73,40, 
Lombarden 207,50, do. Prioritäten 301,00, Banque Ottomane 538,00, 
Panama 5 proz. Obligat. 20,00, Rio Tinto 425,00, Tab. Ottom. 
356,00, Neue Jproz. Rente 95,37, Zproz. Portugieſen 27¼8, Neue 
3proz. Ruſſen 75,56. 

London, 2. März. (Schlußkurſe.) Matt. 

Engl. deb Conſols 95°%,, Preuß. 4 prozent. Conſols 105, 
Italten. öproz. Rente 87½¼ Lombarden 8 ¼, 4 proz. 1839 Ruſſen 
II. Serie) 93, konv. Türken 19, österr. Silber. 79, öſterr. 
Goldrente 95, 4yproz. ungar. Goldrente 91 ¼, Iprozent. Spanier 
59'/,, 3½ proz. Egypter 89 ¼, 4 proz. unific. Saupter 95 ¼, 4 proz. 
gar. Egypter —,- , 4½ proz. Tribut⸗Anl. 93¼ proz. Mextt 80%, 
Ottomanbank 11 ½, Suezattien —.—, Canada Pacific 92¾, De 
Beers neue 14%, Platzdiskont 2. 

Tinto 16°%,, 4proz. Rupees 69%, Sproz. Argent. Gold⸗ 
Anleihe von 1886 61 ¼, Argentin. 4½ũ oz. äußere Goldanieite 30, 
Neue Zproz. Reichsanleihe 84¼ Silber 41%. 
In die Bank floſſen 18000 L. 
Rio de Janeiro, 1. März. Wechſel auf London 11/8 


PBroduftenssturie, 
Köln, 2. März. Getreidemarkt. Weizen hieſiger loko 23,00, 
do. fremder loko 23,50, p. Mat 21,55, p. Juli 21,75. Roggen 
diefiger loko 23,00, fremder loko 24,75, per Mat 22,70, per Jult 
22,70. Hafer bieſiger loto 15,00, fremder — Rüböl loko 60,00, 
p. Mai 56,70, p. Oktober 56,20. — Wetter: Schön. 
Bremen, 2 März. (Kurſe des Effekten⸗ u. Makler⸗Vereins, 
ing Nordd. Wollkämmerei⸗ und Kammgarn=Spinnerei-Aftien 
= I proz. Nordd. Lloyd⸗Aktien 92 Gd 


vemen, 2 Mürz. (Börſen ⸗Schlußbericht.) Raffinirtes 
Petroleum. (Offizielle Notir. der Bremer Petroleunbörſe rl 
zollfrei. Schwach. Loko 640 Br 


Baumwolle. Schwach. Upland middl., loko 36 Pf., Upland 
Baſis middl., nichts e auf life ‚Dans 
35¼ Pf., April 36 Pf., Mai 36¼ Pf., Iunt 36%, Pf., Ju 
37 Bf, Auguſt 37¼ Pf 


Schmalz. Feſt. Wilcor — Pf., Armour 35%, Pf., Rohe 
— Pf., Fairbanks 31 ¼ Pf. 
B — Ballen Cap, — Ballen Natal, — Ballen Buenos 


olle. 
Ayres, 11 Ballen Auftral., 8 Ballen Kämmlinge. 
Speck ſhort clear middl. Feſt. 33 /. 
Hamburg. 2. März. Getretdemarkt. Wetzen loko ruhlg, hofft. 
loko neuer 210—216. — Roggen loko ruhig, mecklenb loto neuer 
215.220, ruſſ. loko ruhig, neuer 188 —190. Hafer ruhig. Gerſte 
ruhig. Rüböl (unverz.) ruhig, loto 57,00. Spiritus ſtill, per 
Be , ala 
J Br., per t.⸗Okt. 35% = £ 
Sad A ruhig, Standard white loko 6,35 Br., p. 
Aug Sept. 6,25 Br. — r: Schön. 
Hamburg, 2. März. Kaffee. (Nachmittaasberlcht) Good ave⸗ 
age Santos der März 67 ½, per Mai 67½, per Juli —, pr. 
Sept. 65, p. Dez. 62½. Behauptet. 


amburg, 2. März Zucermarkt (Schlußbericht.) Rüben⸗ 
mob ner 1, Rropuft Baſßs 28 pr Rendement nen: Means fen 
an Bord Hamburg p. Marz 14,15, v. Mat 14,47 ½, p. August 


14,80, p. Oktober 13,10. Matt. 


BET FETTE RE wu El ERBEN il 
2 — 7 Pu 


ag 


—— 


A 


3 


7 


Srübohr r 1028 G5. 10,30 Br., per Mai-Junt 10,24 Gd., 10,26 Br., 
p. Herb 9,26 Gd., 9,28 Br. Oafe jahr 5,74 5. 5,76 Br. 
Neu⸗Mais p. Maj⸗Juni 5,33 1 5,35 Br. Koblrap 
= Wetter: See 


13,25 Gd., 13,35 Br. — 
Paris, 2. März. at . e Weizen feft, 
ai⸗Auguſt 26,50, p. Sept. 


März 25,60, p. April 

— Roggen ruhig, 5 Marz 18,90, ber Sept.⸗Dez. 18,60. 

Mehl ſteigend, 8 9 55 1 p. April 55,60, p. Mai⸗Aug, 56,70, 

p. Sept.⸗Dez. 5 üböl feſt, p. März 55,00, p. April 55,50, 

— Mai⸗Aug. Br. 3, p. Sept.⸗Dez. 58,50. Spiritus behauptet, p. 

u et 2 0 46,50, p. Mai⸗ ⸗Auguſt 500, p. Sept.⸗Dez. 
— nee. 

Bari, 2. März. (Schlußbericht.) Robzucker 10 88 pCt. 
ſoto 38,50 à 38,75 Weißer Zucker ruhi 40 Dr 3 per 100 Kilo v. 
März 39,50, 4 April 39,75, p. Mai⸗ RR 37½, p. Ott Jan. 36,25. 

Habre 2 März. (Telegr. der Hamb . Firma Peimann, Ziegler 
u. CI.) Kaffee in Newvork ſchloß unverändert. 

Rio 12000 Sack, Santos 11 000 Sack, Recettes für geftern. 

Havre, 2. März. Telegr. der Hamb. Firma Peimann, Ztegler 

Co.), Kaffee, good average Santos, p. März 90,00, p. Mai 
87,00. 5 . Sept. ae Behauptet. 


p. Aug.⸗ 


(New) p 


Ta 1155 41850 * 
Dee lo 1 


N 1 


Br & 


Cernfceateg p. März 59. Ziemlich fest 85 malz loko 6,77 15 
Rohe u. Brothers 7,15. Bud 
April 50, p. Mai 49%, 0 p. „Sum 48°]. 


Rohes 


weizen bote 106 Tat 
clear) 4 D. Getreidefracht 3¾. 
April 103 ½, 
ow 725 p. April 12,97, p. Juni 1 
Weizen eröffnete ſteti g., na 
dann lebhafte Reaktion, ſpäter w 5 1 — ea: 
fteigend auf feſtere ausländiſche N. 
der in der vergangenen Woche ausgeführten 
Produkte betrug 8255 011 Dollars gegen 7 015 852 Dollars in der 
Weizen p. April 87 ¼, p. Juni 90%,. 
Speck ſhort clear 625. Pork p. Mean 11,20. 
Weizen feſt und etwas ſteigend nach Eröffnung, dann Reaktion 

auf Verläufe, darauf wieder ſteigend, Schluß feſt. 
Zeit ſteigend nach Eröffnung, ſpäter Reaktion und Schluß träge. 


Der Werth 


W 
Chicago, 1. März. 
Mais p. April —. 


Newyork, 1. März. Waarenbericht. 1 & Hay 
Dorf 7, do. in K —. 
0 ort 6,40 


Petrol 2 
er 
Kaffee Ri 


pv. Mat 10 


rc 2. März. Wolle. (Telegr. der Herren Wilkens Berlin, 3. Mir, Wetter: 
u. Comp.) Wolle. La Plata⸗ Jud, ie B., per April 4,15 
Käufer, Juli 4,25, Auge —, Okt. 104% N Bi 


4, 
Antwerpen, 2. N. Wee ng (Schlußberiät.) Raf⸗ 
ad Type weiß u 15% bez. und Br., v. Febr. 15 ¼ Br., p. 
ärz 15%, Br., p. Sept. „Dez. 16 Br. Schwach. 

mae 2. ne: hr ng na Weizen auf Termine 
feſt, rz 234, Mai — Roggen loko behauptet, do. 
auf ae aha per Wär Ma 221, per Seh 5 Raps per 
Frühſabr —. loko —, p. Mat —, p. H =. 


ſpekulativem Gebiet. 
liegenden Tenden 
aber hier keinen 

Hier entwickelte ſich das Geſchäft anfangs ruhig, gewann 


5 


Die 


Weizen per März 104 C., per April 


Fonds⸗ und Aktien⸗Börſe. 
Berlin, 2. März. 
feſter Haltung und mit zumeiſt etwas höheren Kurſen auf 
Die von den fremden Börſenplätzen vor⸗ 
meldungen lauteten nur wenig ger 
emerkenswerthen Einfluß auf die St 


Ve Spiritus war wenig zugeführt. Im Allgemeinen war 
1 Haltung bei ſtillem;Geſchäft feſt, die Preſe zogen eine Kleinig⸗ 
an. I 
Weizen (mit Ausſchluß von Rauhwelzen) p. 1000 Loo 
geſchäftslos. 1 Gi feſter. Gekündigt — A Kündi⸗ 
Scopados) 3. Mais gungspreis — M. 202 —222 Mk. nach Qualität. Liefe⸗ 
Rother Winter⸗ rungsqualität 205 Mk. 1 5 dieſen Monat — M., per April⸗Mat 
15 nom. Mehl (Spring 204,75— 203,5 bez., per Mai⸗Junt 206,25—204,5— 205,25 bez., per 

Kuh 10,65. Rother Weizen Juni⸗Juli 208— 206, 5—206,75 eh 
p. Rue 99¼. Kaffee Nr 7 Roggen per 1000 Kilo. Loto etwas feſter. Termine höher 
Kündigungspreis 218 M. 


mit mattem Schluß. Gelünd. 250 To. 
Ceöffnung einige Be fallend, | Loko 205—217 M. nach Qualität. Sieferungsaueitit 215 M., ber 
Schluß ſtetig. Mais länd. guter 214—215 ab Bahn bez., per diefen Monat — M., 

cärkte. April⸗Mal 219—217,75—218 bez., per Mai⸗Juni 216—214, 5215 


bez., p. Junj⸗Juli 212,5—211,75—212 bez., p. Juli⸗Auguſt 195 bis 


er 145 11000 Jeu, Flau. Groß 
erſte p. Flau. Große und kleine 145-195 
M nach Qual. Ae 146—164 M. 

Hafer per 1000 Kilo. Loko fein behauptet, mittlerer flau. 
Termine höher. Gekündigt — To. Kündigungspreis — M. Loko 
152—177 M. nach m Sieferungsauatitit 156 Mk. Pomm 
preuß. und ſchleſ., mittel bis guter 154—162, hochfeiner 1717 
ab Bahn und frei Wagen bez. v. dieſen Monat — M., p. April 
1 50 10 bez., p. Mai⸗Juni 155,75 M., per Juni⸗Juli 156 75 bis 


Raff. Petrolen 
„do. Standard white in RA 
in Newyork 5,70, do. Winefine 


(Fair vefining 
0 
1 1 12 


Mais einige 
Froſt. 


134143 M. na 
per März⸗ Apr per April 
Mat 119,25 bez., per — bez., per Juni⸗Juli 119, 75 
bez., Erd 8 Juli⸗Aug. —. 
1 


ſen p. 1000 8 i. ochwaare 190 —240 M., Futterwaare 
172 M. nach Qu 
Roggenmehl Nr. 0 N 1 per 100 Kilo brutto inkl. Sad. 


heutige Börſe eröffnete in ziemlich 


„gewannen 165 
mmung. 


Aingerdam, 2 hre Bancazinn 53°/,. aber Termine 1 Gekündi Er Kündigungspreis — — M., 
päter in einigen Ultimowerthen und beſonders auf dem Mon⸗ 
80 5 5 jet ka I can tanmarkte größere Ausdehnung. Die Kurſe unterlagen im Laufe Mal- Jun 2 10 f b b R. v Jim 9 0 20 de bez, ber 
Müben⸗ ende: lolo 12 5 5 s ruhig. 82 dende 9 9 8 Schwankungen, doch d lieb der Aua n ez, ber 8 29 bez, p. Juli⸗ 
rundton der Stimmung fe 
Sender 2, Dun. Gee. JC 
London, 2. März. An der Küſte 1 Weizenladung ange⸗ leiben fester u Se ee ſche konſ. An⸗ per dieſen Monat — M., per März April — per Aprtl⸗ aaf m 


boten. — 8 oft. 
London, 2. März. 
Bahnen, ſelk letztem Moutag: 


0 Orts. 
ante zubig aber feiter. 


Getreidemarkt. (Anfan . Fremde 
Weizen 20 230, Gerſte 5 030, Hafer 


ufftice 


Der 


Fremde, feſten Zins tragende Papiere waren im allgemeinen 
ut behauptet und ruhig; Ruſſiſche Anleihen feſt, Italiener ſchwach 
koten ſteigend und belebt. 

Privatdiskont wurde mit 1½ 
Auf internationalem Gebiet gin 


elt Loto 33,00 M. — 


bis 54,6 bez, per Mai⸗Junt —, per Juni⸗Juli —, 
Oktober 851549 bez > 5 . 
Trockene Na eioffeifäxte 9 


Proz. noti 
ngen berrechiſche Kreditaktien 


London, 2. März. Getreidemarkt. (Schlußbericht.) Sämmt⸗ etroleum. Raffinirtes Ben wolte 5. 100 eto mit 
7% (( = Habt = ai 
Liverpoo Pa (Anfangsbericht.) Muth⸗ elch X ndiaungsvreis — M. Loko — M., p. biefen Monat — 

Kaßlcher — 25 80005 Ballen. Ruhig. Tagesimport 6000 en 0 un feſter; Schweizeriſche Bahnen ſchwach und ruhig. per März⸗April — 
Ballen. 3 Inländiſche Eiſenbahnaktien feſt, aber wenig belebt. Spiritu 3 mit 50 M. Verbrauchsab ade p. 100 Str. 
Liberpool 2. März, Nachm. 12 Uhr 50 Min. Baumwolle. Bankaktien feſt; die ſpekulativen Deviſen erihienen etwas beſſer Proz. = 1 — nach Tralles. tal — St ä 100 
Umfah 800 %. davon für Spefulation und Expott 2000 Ballen und ingen was tebbafter um, namentli Dißtonto-Sommmandts; | zung be P., Leto „ane Faß 65,7 bez 3 
Amerikaner träge, Surats ruhig. 1 Induſtrie A 1050 Ar 70 M. Verbrau Babande, . 108 Str. & 100 
papiere zunächſt behauptet und ruhig; Montanwerthe P 
belebt und fteigend infolge von Deckungskäufen. om 04. nach Tralles. Getündtat —.— Siter. 


Middl. ameritan. Lieferungen: März: April 3 fie Käuferpreis, 
April⸗Mai 3%, do., baden, 35 ¼ 5 Juli⸗Auguſt 
857 5 Otk.⸗Nov. 4½ d. Verkäuferpreis. 

Liverpool, 2. März, Nachm. 1 Uhr 10 Min. Baumwolle. 
Hals 8000 B., davon für Spekulation u. Export 2000 Ballen. 


ee amerikan. Lieferungen: März⸗April 3'Y,, Käuferpreis, 
April⸗Mai 3% (Werth, A. d 3%%/,, Käuferpreis, 
ER A Se 


do., Juli⸗Aug. 3 „do uguſt⸗Sept. 3 ½½8 do., ept. kt. 
% Werth, Okt.⸗Nov. 45 1 d. Verkäuferpreis. 
lasgow, 9 a Rohetſen. (Schluß.) Mixed numbers 
warrants 10 Aug à 41 d. 
Leith, 2 März Getreidemarkt. Markt ſtetig, aber ſehr 


au. 
ewyork, 2. März. (nfenoatudle) 5 57 Pipeline cer⸗ 
FR b. per April 59. Weizen per Mat 101¼. 


Feste Umrechnungl: I Livre Sterl. 20 M. 


| Druck und Verlag dergooibuhpruderei von W. Decker u. Go. (A. Röſtel) in Woſen. 


Berlin, 2 
regende Berichte nicht vor. 
Mi Froſtwetters in feſter Haltung, 
ſetzten 1½ M. 
ordres am Markt waren und zeitweiſe Realiſationsluſt in den 3 

ordergrund trat, ging der Aufſchlag vorübergehend verloren; ſpäter 
wurde der Markt wieder feſt. 
Auslande lagen aus den PR onsländern direkt nicht vor. Die | 47,3 
Angebote ſtammen aus zweiter Hand, z. B. iſt Kalkutta⸗Klub⸗ 
Weizen zu 165 M. cif Hamburg zu kaufen. 
und nominell wenig verändert. 
u höheren Preiſen. 
eſſer ein; ſpäter ging der Aufſchlag bei ſtillem Geſchäft wieder 


Roggen 


* Brnsoh. 20. T. I — 04,00 bz "ohw, Hyp«Pf, 30 2 5 28 
— sen non at. Cem, r- 5% 38,28 er e 5 x 86.75 
Amsterdam.. » bz o. Rente 1 82 
London 3 NE 20,40 be 34 do, o. neue 5 | 80,80 z 
Paris H ＋. Stool. Pf. 67. 4 0.10 bz 
Wien . 4 | 8 T. 1172,30 bz 0. St.- . 87 33% 
Petersburg ..| 6 ae 2: 2,85 an. Sohuld - 4 
Warschau...) 5} 203,20 br 1 m 1 
2 B 146, tarl.ov, 
ee an RR SAT 
0 0. 0 1 0 
Bukar,Stadt-A.| 5 93 75 bK do. Consol. 90 4 70,40 a 
nn | 16719 ex d. ger. A- 5 | 27,80 do.Zoll-Oblig| 5 
Gold-Dollars .... hines. Anl. | 52/,1104,69 bzB. rk.400Fro.-L.| — | 77,10 er 
Engl. Not.! Pfd.Sterl. 20,42 be an. Sts.-A. 86. 3 ½ do. Eg Trib-An! 4½ 94,0 @ 
Franz. Not. 100 Fres. 80,90 b G. Ung. Gid-Rent. 4 2,80 
Oestr. Noten 108 fl... | 172,55 bz . 96, Anv.A. 5 7 
Russ. Noten 100 fl. . | 203,35 tw 5 . h u 2 
Deutsche Fonds u. Staatspap. nnländ. L. |. 2 be do. 1 N — 254,30 . 
. ı 0). 1 2 8 u. 
enge ge" f. 1 4 — 5 * 0. oons, Gold 4 50.10 b. G 2 106.16 8 
a 2 o. Pir,-Lar. ‚60 ba Gd 8 pre- 
do. 40 9.576 « talienRente..| 5 | 89,06 m Eisenbahn-Stamm-Aktien. 
Pras. W ag 0 106,40 G openh, St.-A.| 3 ½ 90,50 G an Tann BRETTEN 
do. 3½ 99,00 @ issab.St.A.Lil.| 4 40,40 u Aachen-Mastr. 81,0 eG 

0. 3 84,75 G exikan. Anl. 6 | 82,09 tz Altonbg. -Zeitz| Fr 181,60 bz 
do- 8 3 Mosk. Stadt-A.| 5 | 63,50 wa Crefelder . 4% | 99,50 kz 
3 Er 41 101,10 bz Norw.Hyp-Obl| 3 d 92,75 tx refld-Uerdng| — 

80 Ben — 99,90 G 0. Conv. A. 88. 3 Dortm. -EnsoH.“ — 6 . 
h De 3 3 8. Oest. G.-Rent.| 4 8,30 bz Ertin-Lübeok.| — | 46,25 ve 

0 1 a 50 0 do, Pap.-Ant.| 4 ¼ Frnkf.-Güterb.| — | 79,50 be 
883 3% 98,60 0 do, 6 80,40 he . Ludwsh,-Bexb,| 10 222, 00 be 
ne- 286 do.Silb,-Rent.| 4¼ 81,10 be LObeok-Büoh, | — 74.90 br 

Berliner... 5, a @ 50 Fl. 4 Mainz-Ludwsh| — 116,20 be 

do. 4a 02 — do.Kr.100(58)]| — 331, 00 b. Marnb.-Mlawk.“ — ‚06 dE 
A o. 1880er L. 5 |124,16 mc jMeoklFr.Franz } 
0 — 3% 103.30 — do, 1864er L.“ — 319,6 de Ndrschl,-Mörk.| 4 |101,64 6. 

Otrl.Ldsch| 4, 28 oln.Pf-Br.i-IV| 5 | 63,90 G. Ostpr. sdb. — 75 

do. do. | 3½ 86,3 0.Liq-Pf.-Br.| 4 | 61.30 bz Sanlbarn - — | 29,10 0 

Kur. uNeu- g ortugies, Ani. Starr -Posen| 44 02,00 G. 

Wade 3½ 96,20 ke 1888 4½ 40,30 bed 8 — | 17,25 6 

0% . Raab-Gr.Pr.-A,| 4 02,75 bad. errabahn....| — | 75,20 b 
8 En 95,00 0 . Stadt-A.| 4 Alureohtsbahn]| ( 
Be 96.40 8. do. Il. Il. VII 4 | 29,60 b Auseig-Teplitz| — 
De — * 4 102,1 bz um. Stagts-H.] 4 2,90 a hm. Nord. — 142.60 bz 
N Dee do. do. Rente| 4 | 82,90 G. do. Westb.| 73 
n 37% 5,69 & do. do, fund. 5 104,80 G 8 
. * | 96,89 6. 5 5 97,00 er — 1 bed 
. ss. — anada Pao 75 bz 
1 15 96,80 8 4 — 2 - .. n Pi u. be 
0 be Galiz. Karl-L... 510 G 
sr 3½% 86,80 be ze 3 5 1 585 BR 
schau-Od... 0 

e 4 ; ale 

—— Il, 3 bz do, 1875 8 47 emberg-Cz. 106,40 6. 

I a 02,50 da G. do. 1889 4 Oestr. Staatsb.| — 

en 1 83 2. 0. 1200) E = 2.0 2 do Lokalbı| 47, 76,50 be 

0 — „ uss. Go do. 

Sohles.—. 4 |162,76 tz do, 1884stpfl. 5 1000 bz 00. ld. El. — g 60 — 
Bad.Eisenb.-A.| 4 1. Orient 1877| 5 Raab-Oedenb.| — | 25,00 
Bayer. Anleihe) 4 106,25 6 Il. Ortent i878 5 | 64,40 bea. Reichenb»-P.....| 3,81 
Brom. A. I 3, Il.Orient1879| 5 Odöstr.(Lb. .] — |.41,66 bz 
imb. Sts, Rent.| 3½ | 86,99 G Nikolai-Obl....| 4 ‚50 bz amin-Land.... 

40. do, 1886| 3 | 84,00 ba Pol. Sohatz-O, 4 | 91,00 G. ngar.-Galiz..| 5 
20. amort Anl. 3½ͥ] 96,16 Prö.-Anl. 1864| 5 149,40 6. alt. Eisenb....| 3 
gächs-Sts.Anı. 4 do. 1866| 5 143.50 G. onstzbahn - 5 | 95,46 bz 

Staats-Ant| 3 85,60 6 Bodkr,-Pfdbr.| 5_ 01,0 8. vang.Domb..| 5 | 99,50 8. 
H.Pr. 3½ 1161,25 bad. do. neue 37 95,00 & Kursk-Kiew ....|1 
Lad RORADT.| = [381.00 @ hwodische...| 5% 83,75 u Mosoo-Brest .] 3 | 64,70 
Bayr. Pr.-Anl. ! 1139.00 br .1890 | 34/,| 93,:6 8. Pa Staatsb..|6,56 [127.56 

n U do. 1888 | 3 | 84,59 bed. do. Südwest.|5,93| 72,40 — G 


Vrodukten - Vörſe. 
Mürz 


Rüböl 


I. Doll. — 4¼ M. I. Hub, — 3 M. 20 Pf. 1 fl. södd_Wösterr. — I2 M. I fl W. — 2 M. 


Spielen ut ee p. 100 9 
ritus m erbrau e ter à 
alles. G — . ger Ltr. unde 


Von den ausländiſchen Märkten lagen an= | Proz. = 10000 Proz. nach Tralles. 
Der hieſige Markt eröffnete in Folge | gungspreis — o mit Faß —, p. dleſen Monat —. 
und die Preiſe für Weizen gt Kü mit 70 — Verhrac aabe Feſter. Gel. 


böher ein. Da aber wenig Kauf⸗ ungspreis — M. 

ird Apr —, ver April Piel 46,4 — —46,5—46,3 bez., per 

Mal Jun 46,4—46,6—46,4 bez., per Junl⸗Juli 46 817468 8 bez. 

vo Juli⸗Aug. 4734744 7,2 947 per Aug. Sen, 47,4—47,5 b 3 
bez., per Septbr.⸗Oktober 44,9 —45—44,9 bezahlt. 
Weizenmehl Nr. 00 20.5275 Nr. 0 27.25 25,25 bez. 

Feine Marken über Notiz bezahlt. 

n r 1 u. 3 N 9 bo, jene Marten 

r. O u. — ez., Nr. 1 er als Nr. d und 
1 pr. 100 Kg. br. inkl. Sack. 


Offerten von effektiver Waare vom 


Hafer faſt umſatzlos 
Roggenmehl in einigem Umſatz 
ſetzte auf das Froſtwetter / M. 


I fl. holt. W. 1 M. 70 ff., 1 Franco oder 1 Lira oder [ePeseta — 80 Pf, 
898 5 | 97,50 ur do, Gold-Prior.i5 |102,05 2 n -A (rz „ 44 Bauzos. Humbı 6 
— dort. B. (LB.) 3 „ 0. M. ( 5 oakit ...u") — 1125,75 a 
I ebe Nabe 5 do. Obligation.|5 103,90 80 + 4 100 4 1101,30 — 2 Passsgo — | 67,75 ızG& 
Imit-Rolerai do. Gold-Prior./4 | 96,30 620 ; U. d. Linden] — | 12,69 C 
Gotthardbahn Beitische gar. 5 84. T0 G 2 . 
tal. Mitteim. Brost-Grajowo 93.25 G 42. orl. Lagerhafi 4 m 
tal.Morid,-Bah| 7 GrRuss, Eis. gar. 3 er 2% 17 
„Öttich-I.mbs .. ang. -Uembr, 8.|4%/,| 26,50 d ales · u. O 42100 3¹ A 08 90 59 3 
Lux. Pr. Henri Kozlow-Wor, 2,14 1,50 . 40. 40. 3% — u 5 16 ee f. 
5ohweiz.Centr do, 1889 87,75 br — Delw, 5 10 un = 
do. Nordost de, Chark-As.(0)]4 | 85,39 br 4 * ws 
do. Unionb. do. (Oblig.)1889|4 | 9,00 5 DynamitTrust| 11 1138.00 @ 
do, Woesth, Kursk-Kiewoonv|4 | 87,59 be ande: SE 88. 4 
Wostsioilian. . .os0we-Sobast, |» Fraust . — Hr > 
Mosoo-Jaroslaw 62,90 f. Glauz. do 89/,1125,1C ar 
do. Kursk gar, 55.00 8. GummiHarug.-) | % 
Aitdm-Coiberg| 17760 @ g 5 * 2 155 4 * 
1 — 47,0 0 ol-Griasy oonv|j4 83,60 bz doVoigtWinde — 19,50 . 
Czakat.-St.-Pr.| — |102, 15 ie c JPoti-Tifis ger. U do.VolpiSchlät| — | 94,75 & 
Dux-BodnbAB. emmeorGom| — | 94,00 0. 
>aul-Nou-Rup. Köhlm, Str. |14 g 
Zrignitz une — 104,50 be Körbisdf.Zuok.| 8 2% @ 
Szatmar-Nag... 87,25 bx öws & Co — 1228.12 d. 
Jortm.-Grog. 1 12,25 bz Gres. Lins 147.85 N 
Narienb Mlawk o. Hof. — 144,00 . 
Mecklb, Südb. Germ-Vrz.-Alt| 6 78,5, d 
Ostpr, Südbah 5,89 br Görlitz . 1a 123,30 
Aaalbahn Wiadikawk.0.g.14 | 89,00 bz —. 3 — 2 
Weimar-Gera.. Zarskoe-Seto....\5 | 88,25 8 rusonwre 110 1138,09 Ca 
8 * f 30 tl. Pauoksoh..| 0 | 
Kisenb.-Prioritäts-Obligat. Schwarzkepfk 18 — 20 wa 
— 1 — les. 
serg-Märkisch 1 Ya| 97,80 be —.— — — 29 „00 * Br 
Jorſ. Potsd.-M. 102,25 m -Sohl. Cham.) 10 | 93,00 d 
irsiSschwFrb H 101,8) bz@. do.Porti--Com| — | 35,00 a 
3rosi.-Warsch| 5 120 5 J mH. JOPpeincom-F.| — 100,0 @ 
#zLudwh 8 15 Dee do, (Giesen) — 18b23 0 d. 
* 1 r. Borl. Pfe — } 
Ibersohl.Lit,B| 3 ½ — — — 126.06 2 
do. Lite E.. 3 ½ 97,25 d Potsd.ov,Pfdrb| — 
er ._ 34, Poson.Sprit-F.| 4 
oNiodrs A ositzor — | 58,05 
do (StargPos | 4 161.50 a Loder. Ce. — 1129,50 48 
Ostprsddb i-, 4 ¼ 102,26 bz Stottgrod. Com — | 93,75 rd. 
reed Odoru do. 888 — 1241,75 =@ 
\lbreonts! - Uu. N. -Ges. 
Wrchdeig. 85 rn 103,00 @ Apiorbookar...| — |125,00 pz@ 
ux-Bodenb.t.| 5 Berzelius.....) — 18.50 bd. 
r B 122 — 0 —— 67 re — 
4 00,00 & 0 oohGussst-F. 2 D 
Franz a 4 | 83,46 10 e 1 Donnersmrak | — 70.50 
3al KLudw, 4½ 66,00 40 Dortm. St- rA 2 | 51,60 & 
de. do. 1880| 4 | 81,20 be ol de. de. 4%¼ Salome 8 e Gelsenkirchen] — |139,40 d 
«Aasch-Oderb. 9,50 TÜR . — 128.00 se 
Gotd-Pr, 4 | 96,25 G 0. HördSi.-Pr.-A.| 0 | 39,50 ozG 
Aronp Ruaoitb 4 | 61,70 bar bis 1/1. 1900 4 101.20 @ inowrani. Salz) — „n tz 
lo. Salzkammg] 4 100,0 6. do. do. (z. 1000/33 | 92,76 98 König u. Laursf 8 1 2½5 ra 
mb Czernatff. 4 | 79,40 6. 100,89 b G. „auohham. ov. 10 106, 0 8. 
do. do. stpfl.| 4 128,10 G. Louis.Tiofstpr|i4 19,0 b 
u Sent 3 | 84,80 a Obersohl. Bd. |— 1125 & 
Stasts- . H] 5 (66,80 G 101,30 . do. Elsen - Ind. — 113,30 4 
do. Gold- Pre. 4 0. 20 0 113,75 & Asdenh.st.-"r.| 0 5 = 
40. Lokalkahn| 4½ 85655 1 iobsok, Mont. 15 77,76 @ 
10. Nordwestbf 5 2.10 bzü Sohles. Kohlw.| DO | 28,00 ei 
0.NdwB.G.-Pri B |107,60 @ ig. Elekt.-Ges.| 9 200 ar do, Zinkhätt.| — [191,25 bz& 
40. Lt. B. Elhih.] 5 | 81,99 @ Angie Ol. Guane| — |145,75 & do. do,St.-Pr.| — 191,25 bed 
laab-Osdenk. 3 “iBerl.-Chari..] — 147,60 @ u. — | 61,00 ne 
Gold-Prun...| 3 |i68,80 8. 100)|3»,,| 93,88 © Ie supr. | — — 1% @ 
e 8 2820 7 0 eb. a Otscha, Bau.“ — 3 8. rede 2. 7 PT 
(SN —— = Pr.Cantr.-Pf, Com- 75 ‚| — dr . do. St.-Pr. % 


